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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2017/323 DER KOMMISSION
vom 20. Januar 2017

zur Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2016/2251 zur Erginzung der Verordnung (EU)

Nr. 648/2012 des Europidischen Parlaments und des Rates iiber OTC-Derivate, zentrale

Gegenparteien und Transaktionsregister —durch technische Regulierungsstandards zu

Risikominderungstechniken fiir nicht durch eine zentrale Gegenpartei geclearte OTC-
Derivatekontrakte

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 iiber OTC-
Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister ('), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 15,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Delegierte Verordnung (EU) 2016/2251 der Kommission (¥ wurde am 4. Oktober 2016 angenommen und
am 15. Dezember 2016 verdffentlicht. Sie legt die Standards fiir den rechtzeitigen, angemessenen und unter
angemessener Abgrenzung von den eigenen Vermogenswerten erfolgenden Austausch von Sicherheiten fest, wenn
Derivatekontrakte nicht durch eine zentrale Gegenpartei gecleart werden, und enthilt eine Reihe spezifischer
Anforderungen, die eine Gruppe erfiillen muss, damit sie von der Pflicht zur Leistung von Einschusszahlungen fiir
gruppeninterne Geschifte freigestellt werden kann. Im Falle, dass eine der beiden Gegenparteien in der Gruppe in
einem Drittstaat niedergelassen ist, fir den noch keine Gleichwertigkeit gemdfl Artikel 13 Absatz 2 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 festgestellt wurde, muss die Gruppe neben diesen Anforderungen fir alle
gruppeninternen  Geschifte mit Tochtergesellschaften in diesen Drittstaaten Nachschusszahlungen und
entsprechend abgegrenzte Ersteinschusszahlungen austauschen. Um unverhiltnismifig hohe Einschussanfor-
derungen zu vermeiden und um dhnlichen Anforderungen in Bezug auf die Clearingpflichten Rechnung zu
tragen, ist in der Delegierten Verordnung fiir diese spezielle Anforderung eine verzogerte Umsetzung vorgesehen,
damit ausreichend Zeit ist, um das Gleichwertigkeitsverfahren zum Abschluss zu bringen und die Gruppen mit in
Drittstaaten niedergelassenen Tochterunternehmen nicht durch eine ineffiziente Ressourcenallokation zu belasten.

(2)  In Artikel 37 der Delegierten Verordnung (EU) 2016/2251 fehlt die Bestimmung iiber die schrittweise Einfithrung
der Nachschussanforderungen fir gruppeninterne Geschifte, wie sie in Artikel 36 Absatz 2 (betreffend die
Ersteinschussanforderungen) enthalten ist. Daher sollten dem Artikel 37, der den Zeitplan fur die schrittweise
Einfithrung der Nachschussanforderungen festlegt, zwei neue Absitze angefiigt werden. Diese Absitze sollten
dem bestehenden Artikel 36 Absitze 2 und 3 entsprechen, sodass bei einem gruppeninternen Geschift zwischen
einem Unternehmen der Union und einem Unternehmen eines Drittstaates der Austausch von Nachschuss-
zahlungen erst drei Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung erforderlich ist, wenn kein Beschluss iiber die

(') ABL.L201vom 27.7.2012,S.1.

(*) Delegierte Verordnung (EU) 2016/2251 der Kommission vom 4. Oktober 2016 zur Ergdnzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des
Europdischen Parlaments und des Rates iiber OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister durch technische Regulie-
rungsstandards zu Risikominderungstechniken fiir nicht durch eine zentrale Gegenpartei geclearte OTC-Derivatekontrakte (ABL. L 340
vom 15.12.2016, S.9).
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Gleichwertigkeit fur diesen Drittstaat vorliegt. Liegt ein Beschluss iiber die Gleichwertigkeit vor, sollten die
Anforderungen entweder vier Monate nach Inkrafttreten des Beschlusses iiber die Gleichwertigkeit oder nach dem
allgemeinen Zeitplan Anwendung finden, je nachdem, welcher Zeitpunkt der spitere ist.

(3)  Im Entwurf technischer Regulierungsstandards, auf dem die Delegierte Verordnung (EU) 2016/2251 beruht und
den die Europiischen Aufsichtsbehorden der Kommission am 8. Mirz 2016 vorgelegt haben, war die gleiche
schrittweise Einfithrung sowohl fiir Ersteinschusszahlungen als auch fiir Nachschusszahlungen vorgesehen
worden. Aufgrund eines technischen Fehlers im Rahmen des Verfahrens zur Annahme der Delegierten
Verordnung (EU) 2016/2251, bei dem die beiden Absdtze zur schrittweisen Einfithrung der Nachschussanforde-
rungen an gruppeninterne Geschifte nicht iibernommen wurden, muss eine Berichtigung vorgenommen werden.

(4)  Die Delegierte Verordnung (EU) 2016/2251 sollte deshalb entsprechend berichtigt werden.

(5)  Die Delegierte Verordnung (EU) 2016/2251 trat am 4. Januar 2017 in Kraft. Um jede etwaige Unterbrechung bei
der Anwendung der schrittweisen Einfithrung der Ersteinschuss- und Nachschussanforderungen zu vermeiden,
sollte die vorliegende Verordnung so rasch wie moglich in Kraft treten und riickwirkend gelten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Dem Artikel 37 der Delegierten Verordnung (EU) 20162251 werden folgende Absitze 3 und 4 angefiigt:

,(3)  Abweichend von Absatz 1 finden Artikel 9 Absatz 1, Artikel 10 und Artikel 12 wie folgt Anwendung, sofern
die Bedingungen von Absatz 4 des vorliegenden Artikels erfiillt sind:

a) drei Jahre nach Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung, wenn fir die Zwecke von Artikel 11 Absatz 3 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 fiir den betreffenden Drittstaat kein Beschluss tiber die Gleichwertigkeit nach
Artikel 13 Absatz 2 der genannten Verordnung erlassen wurde;

b) ab dem spiteren der folgenden Zeitpunkte, wenn fir die Zwecke von Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 fiir den betreffenden Drittstaat ein Beschluss iiber die Gleichwertigkeit nach Artikel 13 Absatz 2
der genannten Verordnung erlassen wurde:

i) vier Monate nach Inkrafttreten des fiir die Zwecke von Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 fiir den betreffenden Drittstaat erlassenen Beschlusses iiber die Gleichwertigkeit nach Artikel 13
Absatz 2 der genannten Verordnung;

ii) dem nach Absatz 1 bestimmten anwendbaren Datum.

(4)  Die in Absatz 3 genannte Abweichung findet nur dann Anwendung, wenn die Gegenparteien bei nicht zentral
geclearten OTC-Derivatekontrakten samtliche der folgenden Voraussetzungen erfiillen:

a) eine Gegenpartei ist in einem Drittstaat niedergelassen, und die andere Gegenpartei ist in der Union
niedergelassen;

b) die in einem Drittstaat niedergelassene Gegenpartei ist entweder eine finanzielle Gegenpartei oder eine
nichtfinanzielle Gegenpartei;

¢) die in der Union ansissige Gegenpartei ist

i) eine finanzielle Gegenpartei, eine nichtfinanzielle Gegenpartei, eine Finanzholdinggesellschaft, ein
Finanzinstitut oder ein Anbieter von Nebendienstleistungen, die/der den jeweiligen Aufsichtsvorschriften
unterliegt, und die unter Buchstabe a genannte im Drittstaat niedergelassene Gegenpartei ist eine finanzielle
Gegenpartei;

ii) entweder eine finanzielle Gegenpartei oder eine nichtfinanzielle Gegenpartei, und die unter Buchstabe a
genannte im Drittstaat niedergelassene Gegenpartei ist eine nichtfinanzielle Gegenpartei;

d) beide Gegenparteien sind nach Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 in dieselbe Vollkonso-
lidierung einbezogen;

e) beide Gegenparteien unterliegen geeigneten zentralisierten Risikobewertungs-, Risikomess- und Risikokontroll-
verfahren;

f) die Anforderungen des Kapitels III sind erfiillt.



25.2.2017 Amtsblatt der Europdischen Union L 49/3

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 4. Januar 2017.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 20. Januar 2017

Fiir die Kommission
Der Président
Jean-Claude JUNCKER
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VERORDNUNG (EU) 2017/324 DER KOMMISSION
vom 24. Februar 2017

zur Anderung des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 231/2012 mit Spezifikationen fiir die in den

Anhingen II und III der Verordnung (EG) Nr. 13332008 des Europdischen Parlaments und des

Rates aufgefiihrten Lebensmittelzusatzstoffe in Bezug auf die Spezifikationen fiir basisches
Methacrylat-Copolymer (E 1205)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008
iiber Lebensmittelzusatzstoffe ('), insbesondere auf Artikel 14,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008
iiber ein einheitliches Zulassungsverfahren fur Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen (3, insbesondere auf
Artikel 7 Absatz 5,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

1)

)

In der Verordnung (EU) Nr. 231/2012 der Kommission (%) sind Spezifikationen fiir die in den Anhdngen IT und III
der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 aufgefiihrten Lebensmittelzusatzstoffe festgelegt.

Diese Spezifikationen konnen nach dem in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 festgelegten
einheitlichen Verfahren entweder auf Initiative der Kommission oder auf Antrag aktualisiert werden.

Am 21. November 2014 wurde ein Antrag auf Anderung der Spezifikationen fiir den Lebensmittelzusatzstoff
basisches Methacrylat-Copolymer (E 1205) eingereicht. Der Antrag wurde gemifl Artikel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1331/2008 den Mitgliedstaaten zugénglich gemacht.

Aufgrund einer Modernisierung des Herstellungsprozesses hat der Antragsteller um eine Anderung der Definition
des Zusatzstoffes hinsichtlich der kurzen Beschreibung des Herstellungsprozesses ersucht. Nach einer griindlichen
Uberpriifung der Partikelgrofe in der geltenden Spezifikation hat der Antragsteller um eine Anderung der
Partikelgrofle des Pulvers ersucht.

Die Europiische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (im Folgenden ,die Behorde®) hat eine Stellungnahme zur
Sicherheit der vorgeschlagenen Anderung der Spezifikationen fiir basisches Methacrylat-Copolymer (E 1205) als
Lebensmittelzusatzstoff abgegeben (¥). Auf der Grundlage der vom Antragsteller vorgelegten Daten und unter
Beriicksichtigung der urspriinglichen Bewertung des Stoffes im Jahr 2010 (®) kam die Behorde zu dem Schluss,
dass die vorgeschlagenen Anderungen der Spezifikationen fiir den Lebensmittelzusatzstoff basisches Methacrylat-
Copolymer (E 1205) keine Sicherheitsbedenken aufwerfen.

Die Verordnung (EU) Nr. 231/2012 sollte daher entsprechend gedndert werden.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses
fiir Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 231/2012 wird gemifl dem Anhang der vorliegenden Verordnung gedndert.

(') ABLL 354 vom 31.12.2008, S. 16.
(¥ ABL.L354vom 31.12.2008, S. 1.
(®) Verordnung (EU) Nr. 231/2012 der Kommission vom 9. Mirz 2012 mit Spezifikationen fiir die in den Anhdngen Il und III der

Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates aufgefithrten Lebensmittelzusatzstoffe (ABL. L 83 vom
22.3.2012,S.1).

() EFSA Journal 2016;14(5):4490, S. 13.
(*) EFSAJournal 2010;8(2):1513,S. 23.
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 24. Februar 2017

Fiir die Kommission
Der Président
Jean-Claude JUNCKER

ANHANG

Im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 231/2012 werden die Eintrdge fur den Lebensmittelzusatzstoff E 1205 Basisches
Methacrylat-Copolymer wie folgt gedndert:

1. Der Eintrag fiir die Definition erhalt folgende Fassung:

,Definition

Basisches Methacrylat-Copolymer wird hergestellt durch die thermisch kontrollierte Polymerisa-
tion der in Propan-2-ol gelosten Monomere Methylmethacrylat, Butylmethacrylat und Dimethy-
laminoethylmethacrylat; die Reaktion zur Bildung von Radikalen wird mit Donoren/Initiatoren
gestartet. Ein Alkyl-Mercaptan bewirkt Veranderungen der Ketten. Die Polymerlosung wird ext-
rudiert und unter Vakuum granuliert, um Reste von fliichtigen Bestandteilen zu entfernen. Die
Korner kommen in dieser Form in den Handel oder werden gemahlen (Mikronisierung)

2. Der Eintrag fiir die Partikelgrofe erhilt folgende Fassung:

,PartikelgrofSe des Pulvers (bildet bei Verwendung einen Film) < 50 pm mindestens 95 %

< 20 pm mindestens 50 %

< 3 pm nicht mehr als 10 %"
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/325 DER KOMMISSION
vom 24. Februar 2017

zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren hochfester Garne aus

Polyestern mit Ursprung in der Volksrepublik China im Anschluss an eine Auslaufiiberpriifung

nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Europiischen Parlaments und des
Rates

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europiischen Union gehorenden Lindern (!) (im Folgenden

,Grundverordnung®), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

A. VERFAHREN

1. Geltende Maflnahmen

(1)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 1105/2010 () fithrte der Rat einen endgiiltigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren

hochfester Garne aus Polyestern mit Ursprung in der Volksrepublik China (im Folgenden ,China“) ein.

(2)  Bei den eingefithrten Manahmen handelte es sich um die Festlegung eines Wertzolls mit einem residualen
Zollsatz von 9,8 %, wobei die Unternehmen, fur die Antidumpingzolle eingefihrt wurden, einen unternehmens-
spezifischen Zollsatz zwischen 5,1 % und 9,8 % erhielten. Bei zwei Unternehmen wurde im Rahmen der

Ausgangsuntersuchung kein Dumping festgestellt.

2. Antrag auf Auslaufiiberpriifung

(3)  Nach Veroffentlichung einer Bekanntmachung des bevorstehenden AufSerkrafttretens (°) der geltenden
Antidumpingmafnahmen erhielt die Kommission einen Antrag auf Einleitung einer Auslaufiiberpriifung nach

Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung.

(4)  Der Antrag wurde am 31. August 2015 vom Dachverband der europidischen Chemiefaserindustrie (European
Man-made Fibres Association — CIRFS) (im Folgenden ,Antragsteller) im Namen von Herstellern eingereicht, auf

die mehr als 25 % der gesamten Unionsproduktion hochfester Garne aus Polyestern entfallen.

(5)  Der Antrag wurde damit begriindet, dass beim Auflerkrafttreten der Mafnahmen mit einem Anhalten und/oder
einem erneuten Auftreten des Dumpings und der Schadigung des Wirtschaftszweigs der Union zu rechnen sei.

3. Einleitung einer Auslaufiiberpriifung

(6)  Die Kommission kam nach Anhorung des mit Artikel 15 Absatz 1 der Grundverordnung eingerichteten
Ausschusses zu dem Schluss, dass geniigend Beweise fiir die Einleitung einer Auslaufiiberpriifung vorlagen; daher
leitete sie am 28. November 2015 im Wege einer im Amitsblatt der Europdischen Union verdffentlichten
Bekanntmachung (*) (im Folgenden ,Einleitungsbekanntmachung®) eine Auslaufiiberpriifung nach Artikel 11

Absatz 2 der Grundverordnung ein.

1

(') ABLL 176 vom 30.6.2016,S. 21.
() ABLL315vom 1.12.2010,S. 1.
() ABLC 77 vom 5.3.2015,8.9.

() ABL C 397 vom 28.11.2015,S. 10.
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4. Auslaufiiberpriifung
4.1. Fir die Auslaufiiberpriifung relevante Zeitraume

(7)  Die Untersuchung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens von Dumping und
Schidigung betraf den Zeitraum vom 1. Oktober 2014 bis zum 30. September 2015 (im Folgenden
,Untersuchungszeitraum der Uberpriifung“ oder ,UZU“). Die Untersuchung der Entwicklungen, die fiir die
Beurteilung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Schidigung relevant sind, betraf
den Zeitraum vom 1. Januar 2012 bis zum Ende des Untersuchungszeitraums der Uberpriifung (im Folgenden
~Bezugszeitraum®).

4.2. Von der Untersuchung betroffene Parteien und Stichprobenverfahren

(8)  Die Kommission unterrichtete den Antragsteller, die bekanntermaflen betroffenen ausfithrenden Hersteller und
Einfithrer sowie die Vertreter des betroffenen Ausfuhrlandes offiziell iiber die Einleitung der Auslaufiiberpriifung.

(9)  Die interessierten Parteien erhielten Gelegenheit, innerhalb der in der Einleitungsbekanntmachung gesetzten Frist
schriftlich Stellung zu nehmen und eine Anhérung zu beantragen. Keine der interessierten Parteien beantragte
eine Anhorung durch die Kommission.

(10)  Angesichts der offensichtlich groffen Zahl ausfithrender Hersteller in China und unabhingiger Einfuhrer in der
Union war in der Einleitungsbekanntmachung ein Stichprobenverfahren nach Artikel 17 der Grundverordnung
vorgesehen.

(11) Damit die Kommission iiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine
reprasentative Stichprobe bilden konnte, wurden die ausfihrenden Hersteller in China und die unabhingigen
Einfithrer aufgefordert, binnen 15 Tagen nach Einleitung der Uberpriifung mit der Kommission Kontakt
aufzunehmen und ihr die in der Einleitungsbekanntmachung angeforderten Informationen zu iibermitteln.

(12)  Kein ausfithrender Hersteller in China arbeitete an der Untersuchung mit.

(13) In der Phase der Veroffentlichung der Einleitungsbekanntmachung wurde Kontakt zu insgesamt sechs der
Kommission bekannten unabhingigen Einfithrern aufgenommen. Von 15 unabhingigen Einfithrern gingen
Antworten ein. In Anbetracht der grofen Zahl mitarbeitender Einfithrer wandte die Kommission ein Stichproben-
verfahren an. Die Kommission bildete die Stichprobe auf der Grundlage der groften reprisentativen
Einfuhrmengen, die in angemessener Weise in der zur Verfiigung stehenden Zeit untersucht werden konnten. Die
gebildete Stichprobe bestand urspriinglich aus drei Unternehmen und entsprach 29 % der geschdtzten Menge der
Einfuhren aus der VR China in die Union sowie 85 % der von den 15 antwortenden Unternechmen angegebenen
Einfuhrmengen. Nur von einem unabhingigen Einfithrer ging eine Fragebogenantwort ein.

(14) In der Phase der Veroffentlichung der Einleitungsbekanntmachung wurde Kontakt zu insgesamt zehn der
Kommission bekannten Verwendern aufgenommen. Von vier Verwendern gingen Antworten ein. Fir die
Verwender wurde kein Stichprobenverfahren ins Auge gefasst; die Kommission entschied, sie alle zu untersuchen.

(15)  Fiinf Unionshersteller, auf die im UZU etwa 97 % der gesamten Unionsproduktion hochfester Garne aus
Polyestern entfielen, arbeiteten mit der Kommission zusammen. In Anbetracht dieser geringen Zahl beschloss die
Kommission, kein Stichprobenverfahren durchzufiihren.

4.3. Fragebogen und Kontrollen

(16) An die fiinf mitarbeitenden Unionshersteller sowie an einen Hersteller in einem potenziellen Vergleichsland, der
sich zur Mitarbeit bereit erklirt hatte, wurden Fragebogen geschickt.

(17)  Bei folgenden Unternehmen wurden Kontrollbesuche durchgefiihrt:

a) Unionshersteller:
— Brilen Tech S. A., Spanien

— Sioen Industries NV, Belgien
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— DuraFiber Technologies (DFT) SAS, Frankreich
— DuraFiber Technologies (DFT) GmbH, Deutschland
— PHP Fibers GmbH, Deutschland.

b) Hersteller im Vergleichsland:

— DuraFiber Technologies, Vereinigte Staaten von Amerika (,USA®).

B. BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE
1. Betroffene Ware

(18)  Bei der betroffenen Ware handelt es sich um hochfeste Garne aus Polyestern (ausgenommen Nihgarne), nicht in
Aufmachungen fur den Einzelverkauf, einschlieflich synthetischer Monofile von weniger als 67 dtex, mit
Ursprung in der VR China (im Folgenden ,betroffene Ware“ oder ,HFG), die derzeit unter dem KN-Code
5402 20 00 eingereiht werden.

2. Gleichartige Ware

(19) Die Uberpriifung bestitigte, dass die betroffene Ware, vom Wirtschaftszweig der Union hergestellte und auf dem
Unionsmarkt verkaufte hochfeste Garne aus Polyestern sowie im Vergleichsland (USA) hergestellte und dort
verkaufte hochfeste Garne aus Polyestern dieselben grundlegenden materiellen, technischen und chemischen
Eigenschaften und dieselben grundlegenden Verwendungen aufweisen. Daher werden diese Waren als gleichartige
Waren im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 der Grundverordnung angesehen.

C. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS ODER ERNEUTEN AUFTRETENS DES DUMPINGS

(20) Nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung priifte die Kommission zunichst, ob im Falle des Auferkraft-
tretens der geltenden Mafinahmen ein Anhalten oder erneutes Auftreten des Dumpings aus der VR China
wahrscheinlich wire.

1. Mitarbeit aus der VR China

(21)  Kein ausfihrender Hersteller in China arbeitete an der Untersuchung mit. Angesichts der mangelnden Mitarbeit
ausfithrender Hersteller in der VR China beruhte die Gesamtanalyse, einschlieflich der Dumpingberechnung,
somit nach Artikel 18 der Grundverordnung auf den verfiigbaren Informationen. Die Wahrscheinlichkeit eines
Anbhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings wurde deshalb anhand des Antrags auf Auslaufuberpriifung in
Kombination mit anderen Informationsquellen, wie Handelsstatistiken zu Ein- und Ausfuhren (Eurostat-Daten
und Ausfuhrdaten aus China), der Antwort des Herstellers aus dem Vergleichsland und anderen offentlich
zuginglichen Informationen, bewertet. (!)

(22)  Die mangelnde Mitarbeit wirkte sich auf den Vergleich des Normalwerts mit dem Ausfuhrpreis der verschiedenen
Warentypen aus. Nach Artikel 18 der Grundverordnung wurde es als angemessen erachtet, sowohl den
Normalwert als auch den Ausfuhrpreis auf allgemeiner Basis zu ermitteln.

(23) Nach Artikel 11 Absatz 9 der Grundverordnung wurde nach der gleichen Methodik wie bei der Feststellung des
Dumpings in der Ausgangsuntersuchung vorgegangen, wenn festgestellt wurde, dass sich die Umstinde nicht
gedndert hatten.

(") Alle offentlich zuginglichen Informationen, auf die sich die vorliegende Verordnung stiitzt, stammen aus sektorspezifischen Berichten

(,PCI Fibres — World Synthetic Fibres Supply/Demand Report® fiir die Jahre 2008 und 2013, siehe Erwagungsgriinde 42, 47 und 52,
sowie ,PCI Fibres — Technical Fibres Report®, September 2014 und Januar 2015, siche Erwdgungsgrund 58), die von dem Beratungsun-
ternechmen PCI Wood Mackenzie veroffentlicht wurden.
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(26)

(28)

(29)

(32)

2. Dumping im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung
a) Vergleichsland

Der Normalwert wurde nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverordnung auf der Grundlage der Preise
in einem geeigneten Drittland mit Marktwirtschaft (im Folgenden ,Vergleichsland“) ermittelt.

In der Ausgangsuntersuchung war fiir die Zwecke der Ermittlung des Normalwerts fiir die VR China Taiwan als
Vergleichsland herangezogen worden. In der Einleitungsbekanntmachung gab die Kommission den interessierten
Parteien bekannt, dass sie erneut Taiwan als Vergleichsland heranzuziehen gedachte, und forderte die Parteien auf,
dazu Stellung zu nehmen. In der Einleitungsbekanntmachung wurde zudem darauf hingewiesen, dass den der
Kommission vorliegenden Informationen zufolge moglicherweise andere nach Marktwirtschaftskriterien
handelnde Unionszulieferer u. a. in den USA und der Republik Korea ansissig sind.

Eine interessierte Partei sprach sich fir Taiwan als Vergleichsland aus, weil dort dhnliche Ausriistungen und
Fertigungsverfahren genutzt wiirden wie von chinesischen Herstellern. Allerdings erklarte sich kein Hersteller aus
Taiwan zur Mitarbeit an der Untersuchung bereit.

Auf Basis der im Uberpriifungsantrag enthaltenen Einfuhrstatistiken und Informationen zog die Kommission
neben Taiwan eine Reihe anderer Lander als mogliche Vergleichslander in Betracht, unter anderem die Republik
Korea, Indien, Japan und die USA ('). An alle der Kommission bekannten Hersteller und Verbdnde aus diesen
Liandern wurden Ersuchen um Mitarbeit geschickt. Nur ein Hersteller aus den USA (Dura Fibres) erkldrte sich zur
Mitarbeit bereit.

Die Kommission stellte fest, dass die USA einen hohen Regelzollsatz (8,8 %) auf Einfuhren von HFG aus
Drittlindern erheben, aber keine Antidumpingzolle eingefithrt haben. Dura Fibres ist der einzige Hersteller der
betroffenen Ware in den USA; mit einem Marktanteil von rund 30 % im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung
ist er einem starken Wettbewerb vonseiten der ausfithrenden Lander (3 ausgesetzt.

Aus den vorstehenden Griinden und da keine weiteren Stellungnahmen eingingen, gelangte die Kommission zu
dem Schluss, dass die USA nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverordnung als Vergleichsland geeignet
sind.

b) Normalwert

Der Normalwert wurde auf der Grundlage der von dem mitarbeitenden Hersteller im Vergleichsland vorgelegten
Informationen ermittelt.

Zunichst priifte die Kommission nach Artikel 2 Absatz 2 der Grundverordnung, ob die Gesamtmenge der von
den mitarbeitenden Herstellern in den USA getitigten Inlandsverkdufe der gleichartigen Ware an unabhingige
Abnehmer im Vergleich zur Gesamtmenge der Ausfuhren aus der VR China in die Union reprisentativ war, d. h.
ob die Gesamtmenge der betreffenden Inlandsverkdufe mindestens 5 % der Gesamtmenge der Ausfuhrverkiufe
der betroffenen Ware in die Union ausmachte. Auf dieser Grundlage wurden die Inlandsverkiufe im
Vergleichsland fiir reprasentativ befunden.

Die Kommission priifte ferner, ob die Inlandsverkiufe der gleichartigen Ware als Geschifte im normalen
Handelsverkehr im Sinne des Artikels 2 Absatz 4 der Grundverordnung angesehen werden konnten. Dem
Normalwert wurde somit der tatsichliche Inlandspreis zugrunde gelegt, der als Durchschnittspreis der
Inlandsverkidufe im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung berechnet wurde.

¢) Ausfuhrpreis

Wie in Erwidgungsgrund 15 angegeben, arbeiteten die chinesischen ausfithrenden Hersteller nicht an der
Untersuchung mit. Daher wurde der Ausfuhrpreis nach Artikel 18 der Grundverordnung auf der Grundlage der
besten verfiigbaren Informationen ermittelt.

() Im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung entfielen auf die Republik Korea, zusammen mit China und Taiwan, itber 90 % der
Gesamteinfuhren an HFG. Zwar waren die Einfuhrmengen aus Indien und Japan eher gering, aufgrund der gesamten Produktionsmengen
und der GrofSe ihrer Inlandsmirkte wurden die Lander dennoch in Erwéagung gezogen.

(%) 2015 belief sich der Anteil der Einfuhren, u. a. aus China, auf 71 % des Gesamtverbrauchs (Quelle: Handelsministerium (US Department
of Commerce) und Internationale Handelskommission (US International Trade Commission) der Vereinigten Staaten von Amerika).
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(34) Der CIF-Preis frei Grenze der Union wurde auf der Grundlage der Eurostat-Daten ermittelt. Die Einfuhrmengen
chinesischer Hersteller, bei denen in der Ausgangsuntersuchung kein Dumping festgestellt wurde (entsprechend
ca. 40 % der chinesischen Einfuhren), wurden bei der Ermittlung des Ausfuhrpreises nicht einbezogen.

(35) Eine interessierte Partei wandte ein, dass die Einfuhrmengen chinesischer Hersteller, bei denen in der Ausgangsun-
tersuchung kein Dumping festgestellt wurde, nicht aus der Dumpingberechnung hitten herausgenommen werden
diirfen, da es in der Grundverordnung keine Bestimmung in diesem Sinne gebe. Es ist jedoch iibliche Praxis der
Kommission ('), in Anwendung der Auslegung des Antidumpingiibereinkommens (ADA) durch das Streitbeile-
gungsgremium der WTO im Fall Beef and Rice () Unternehmen von der Uberpriifung auszunehmen, bei denen in
der Ausgangsuntersuchung eine Dumpingspanne unterhalb der Geringfuigigkeitsschwelle festgestellt wurde. Der
Einwand wird daher zuriickgewiesen.

d) Vergleich

(36) Die Kommission verglich den Normalwert und den Ausfuhrpreis auf der Stufe ab Werk. Im Interesse eines
gerechten Vergleichs nahm die Kommission am Normalwert und Ausfuhrpreis nach Artikel 2 Absatz 10 der
Grundverordnung gegebenenfalls Berichtigungen fiir Unterschiede vor, die die Preise und ihre Vergleichbarkeit
beeinflussten.

(37) Bei den Inlandspreisen des Vergleichslandherstellers wurden Berichtigungen fiir Transportkosten im Inland und
Verpackungskosten (2-4 % des Rechnungsbetrags) sowie fiir Provisionen 0,5 %-1,5 % vorgenommen. Bei den
Ausfuhrpreisen wurde der Ab-Werk-Preis ermittelt, indem der im Uberpriifungsantrag geschitzte Prozentsatz fiir
Berichtigungen im Zusammenhang mit Transport, Versicherung, Bereitstellung und anderen Faktoren (12,98 %)
vom CIF-Preis frei Grenze der Union abgezogen wurde. In Bezug auf die Berichtigungen bei den
Ausfuhrverkdufen kritisierte eine interessierte Partei die Anwendung von Artikel 18 der Grundverordnung und
schlug vor, die vom Vergleichslandhersteller angegebenen Berichtigungen anstelle der im Uberpriifungsantrag
enthaltenen Schitzung zu verwenden. Die vorgeschlagene Methode scheint jedoch nicht geeignet, da sich die vom
Vergleichslandhersteller angegebenen Berichtigungen auf die Inlandsverkdufe in den USA beziehen und sie fiir die
Schitzung der bei den Ausfuhren aus der VR China in die Union vorzunehmenden Berichtigungen nicht relevant
sind. In Ermangelung anderer verldsslicher Informationen stiitzt sich die Kommission daher auf die im
Uberpriifungsantrag genannte Schitzung zu den Berichtigungen fiir Ausfuhrverkiufe.

e) Dumpingspanne

(38) Die so ermittelte Dumpingspanne, ausgedriickt als Prozentsatz des Preises frei Grenze der Union, unverzollt,
belief sich auf 54,4 %.

(39) Ungeachtet des erheblichen Unterschieds zwischen der in der Ausgangsuntersuchung ermittelten Dumpingspanne
und derjenigen, die sich aus dieser Analyse ergibt, liegen keine Anzeichen fiir eine Verdnderung des
Ausfuhrverhaltens der chinesischen Hersteller vor. Ein plausibler Grund fur diesen Unterschied kann hingegen
darin liegen, dass eine detaillierte Analyse nach Warentyp (aufgrund der mangelnden Mitarbeit der chinesischen
ausfithrenden Hersteller) nicht moglich war.

f) Schlussfolgerung zum Dumping im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung

(40) Die Kommission kam zu dem Ergebnis, dass ausfihrende Hersteller in China die betroffene Ware im
Untersuchungszeitraum der Uberpriifung weiterhin zu gedumpten Preisen in die Union ausfiihrten.

3. Beweise fiir die Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens des Dumpings

(41) Die Kommission untersuchte ferner, ob im Falle eines Auferkrafttretens der Malinahmen ein Anhalten des
Dumpings wahrscheinlich wire. Dabei untersuchte sie die Produktionskapazitit und die Kapazititsreserven in
China, das Verhalten der chinesischen Ausfithrer auf anderen Mirkten, die Situation auf dem chinesischen
Inlandsmarkt sowie die Attraktivitit des Unionsmarkts.

(") Siehe zum Beispiel ABL L 343 vom 19.12.2008, Erwagungsgrund 143.
(}) Siehe den Bericht des WTO-Berufungsgremiums in der Sache ,Mexiko — Endgiiltige Antidumpingmafnahmen gegeniiber Rindfleisch
und Reis: Antrag betreffend Reis“ (WT/DS295/AB/R) vom 20. Dezember 2005, Randnummern 300-307.



25.2.2017

Amtsblatt der Europdischen Union

(43)

(48)

a) Produktionskapazitat und Kapazitdtsreserven in der VR China

Die Kapazititsreserven in China liefen sich aufgrund der mangelnden Mitarbeit der chinesischen ausfithrenden
Hersteller nur schwer ermitteln. Um moglichst viele Informationen zu sammeln, ersuchte die Kommission zwei
chinesische Ausfiithrerverbinde (die chinesische Kammer fiir internationalen Handel — China Chamber of
International Commerce, im Folgenden ,CCOIC, und die chinesische Handelskammer fiir den Import und Export
von Textilien — China Chamber of Commerce for import and export of textiles, im Folgenden ,CCCT®), auf
deren Mitglieder mehr als die Halfte der geschitzten Produktionskapazitit in China entfillt, um Auskunft. Diese
Verbinde dibermittelten eine ausfithrliche Antwort, die jedoch aufgrund der mangelnden Mitarbeit der
ausfithrenden Hersteller nicht tiberpriift werden konnte. In den folgenden Absitzen werden die iibermittelten
Informationen wiedergegeben und mit anderen verfiigbaren Daten (aus dem Uberpriifungsantrag und anderen
zuginglichen Quellen (1)) verglichen.

Den Angaben von CCOIC und CCCT zufolge stieg die Kapazititsreserve in China im Zeitraum 2012-UZU nur
leicht an und entwickelte sich schitzungsweise von einem Anfangsniveau von 150 000-250 000 Tonnen im Jahr
2012 auf ein Niveau von 200 000-300 000 Tonnen im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung.

Die Dienststellen der Kommission fithrten zusitzlich eine ausfiihrliche Berechnung der Kapazititsreserven auf der
Grundlage anderer verfiigbarer Informationen durch. Die wichtigsten Elemente dieser Berechnung sind i) die
installierte Kapazitit chinesischer Hersteller; ii) die Inlandsnachfrage; iii) Ausfuhren in andere Linder.

Im Hinblick auf den chinesischen Inlandsverbrauch sind offenbar alle interessierten Parteien mit den im Antrag
enthaltenen Daten einverstanden. Auf der Grundlage dieser Daten ergibt sich fur den Bezugszeitraum ein
Wachstum der Inlandsnachfrage in China (um + 20 %, d. h. von ca. 900 000 Tonnen im Jahr 2012 auf ca.
1 150 000 Tonnen im Jahr 2015).

Beziiglich der chinesischen Ausfuhrdaten beriicksichtigte die Kommission die chinesischen Ausfuhrstatistiken, aus
denen im Zeitraum 2012-UZU ein Wachstum von 47 % hervorgeht.

Was schlie@lich die geschdtzte chinesische Produktionskapazitit anbelangt, so ist diese dem Antrag des
Antragstellers zufolge, in dem auf eine international anerkannte Branchenstudie (°) verwiesen wird, von anfanglich
tiber 1 600 000 Tonnen im Jahr 2012 auf rund 2 400 000 Tonnen im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung
gestiegen.

Tabelle 1

L 49/11

(in 1 000 Tonnen)

2012

2013

2014

uzU

Kapazitit Chinas (')

1633

1828

2126

2370 ()

Inlandsnachfrage (')

896

985

1057

1158 ()

Ausfuhren (%)

255

294

362

376

Kapazititsauslastung (%)

71

70

67

65

Kapazitatsreserven

482

549

707

836

(") Schitzung des Antragstellers.
() Chinesische Zolldatenbank.

() Dieser Wert bezieht sich auf das Kalenderjahr 2015, da kein Wert verfiigbar war, der genau fiir den UZU ermittelt worden
ware.

Auf der Grundlage dieser Berechnung wurde die Kapazititsreserve der chinesischen Hersteller im Untersuchungs-
zeitraum der Uberpriifung auf {iber 800 000 Tonnen geschitzt, d. h. in etwa auf das Siebenfache des insgesamt
verfiigbaren EU-Marktes (*) und fast das Neunfache der Produktionsmengen der EU-Hersteller (geschitzt auf
92 461 Tonnen).

() Siehe den Uberpriifungsantrag, Seite 19, und die Berichte ,PCI Fibres — World Synthetic Fibres Supply/Demand Reports* fiir die Jahre
2008 und 2013.

(3 Siehe die ,PCI Fibres — World Synthetic Fibres Supply/Demand Reports” fiir die Jahre 2008 (Seiten 393-410) und 2013 (Seiten
379-408).

() Fur die Berechnung des verfiigbaren EU-Marktes wurde nur der Verbrauch in der Union zugrunde gelegt, der noch immer Waren aus
China aufnehmen kann. Von den rund 217 000 Tonnen des geschitzten Unionsverbrauchs im UZU werden nimlich rund
98 000 Tonnen bereits durch chinesische Waren gedeckt (davon sind 39 741 Tonnen nicht von den Mafnahmen betroffen; 57 464
Tonnen unterliegen den Manahmen). Daher wird der verfiigbare Unionsverbrauch auf rund 119 000 Tonnen veranschlagt.
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(49) Folglich besteht Grund zu der Annahme, dass die Kapazititsschitzung von CCOIC und CCCT zu konservativ ist.
Insbesondere beim Vergleich mit Schitzungen zur chinesischen Inlandsnachfrage und zu den chinesischen
Ausfuhren wiirden diese Studien fiir die Jahre 2012 und 2013 eine Kapazititsauslastung von mehr als 90 %
ergeben, was darauf schliefen ldsst, dass die Produktionskapazitit fiir diese Jahre deutlich unterschitzt wurde. In
jedem Fall wiirde die bestehende Kapazititsreserve chinesischer Hersteller selbst, wenn man diese Berechnung
gelten liefe, noch immer 200 000-300 000 Tonnen betragen und wire damit ebenso grofl wie oder grofer als
der europiische Gesamtmarkt (ca. 217 000 Tonnen, von denen ca. 98 000 Tonnen bereits durch chinesische
Waren abgedeckt werden).

(50) In Bezug auf die von CCOIC und CCCT vorgelegte Kapazititsberechnung haben ebendiese Verbinde der
Schlussfolgerung widersprochen, dass ihre Kapazititsschitzung zu konservativ sei. Threr Auffassung nach sollten
in Ermangelung gepriifter Daten sowohl ihre eigene Schitzung als auch die unabhingige Studie als
,gleichermaflen unzuverldssig® angesehen werden. Allerdings erschien die von CCOIC und CCCT vorgelegte
Schitzung nicht nur im Vergleich zu den Daten der unabhingigen Studie, sondern auch in Relation zu bekannten
bzw. unbestrittenen Daten wie dem chinesischen Inlandsverbrauch und den chinesischen Ausfuhren als zu hoch.
So schitzten die chinesischen Verbidnde beispielsweise die tatsdchliche chinesische Produktion fur das Jahr 2012
auf 1 000 000 Tonnen. Jedoch beliefen sich der gesamte chinesische Inlandsverbrauch (eine Angabe, der die
Verbinde nicht widersprechen) und die Ausfuhrmengen (die der chinesischen Exportdatenbank entnommen
wurden) in dem betreffenden Jahr zusammen auf 1 151 000 Tonnen, d. h. auf eine Zahl, die um 15,1 % hoher
ist als die geschitzte Produktionszahl. Daher erscheint die von den beiden Verbinden genannte Zahl in diesem
Fall mehr als konservativ, da die gemeldeten Produktionszahlen dem berechneten Verbrauch nicht gerecht
werden.

(51) Dariiber hinaus sind in den von den chinesischen Verbidnden erhobenen Daten lediglich ungefihr die Halfte der
Hersteller in China erfasst; die unabhingige Studie wurde dagegen von einem Beratungsunternehmen erstellt, das
tiber eine dreifigjahrige Erfahrung in dem Bereich verfiigt und seine Kunden professionell mit Prognosen und
Schitzungen zum Fasermarkt versorgt. Daher besteht in Anbetracht der Quelle der Daten und von deren
Verldsslichkeit (auch im Vergleich zu den Angaben einer unabhingigen Studie ()) keine Notwendigkeit, die
Schlussfolgerung, dass die vom chinesischen Verband eingereichte Reservekapazititsberechnung zu konservativ
sei, zu korrigieren. Dennoch sei darauf hingewiesen, dass selbst wenn die vorgelegte Berechnung anerkannt
wiirde, sich die Schlussfolgerung beziiglich der Reservekapazitit — wie im folgenden Absatz dargelegt — nicht
indern wiirde.

(52)  Auf der Grundlage der oben dargelegten Berechnungen scheint daher unbestreitbar, dass China iiber eine enorme
Kapazititsreserve verfigt, die (je nach zugrunde gelegter Schitzung) einem Volumen von 92-138 % bis 385 %
des Unionsmarkts entspricht. Wird die chinesische Kapazititsreserve mit dem Teil des Unionsmarktes verglichen,
der noch nicht durch chinesische Produkte gedeckt wird, liegt der Wert zwischen rund 168-252 % und rund
700 %. Schlieflich entspricht die chinesische Kapazititsreserve zwischen 216-324 % und 904 % der
Unionsproduktion der im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung untersuchten Ware.

(53) Daher kam die Kommission zu dem Schluss, dass die chinesischen Hersteller verglichen mit der Grofle des
europdischen Marktes iiber eine enorme Kapazititsreserve verfiigen.

b) Attraktivitit des Unionsmarktes

(54) China fiihrt betrachtliche Mengen der betroffenen Ware in Linder aufSerhalb der Union aus, insbesondere in die
USA, in die Republik Korea, nach Brasilien, Indien und in die Tirkei. Ein Vergleich der durchschnittlichen
Preisniveaus pro Kilogramm zeigte, dass der Durchschnittspreis auf den wichtigsten Ausfuhrmirkten im
Untersuchungszeitraum der Uberpriifung auf Hohe des durchschnittlichen Verkaufspreises an die Abnehmer in
der Union oder darunter lag. Im UZU lag der Durchschnittspreis auf dem US-Markt (nach Ausfuhrmengen der
zweitgrofSte Markt nach der EU) etwas unter dem Durchschnittspreis in Europa (1,85 USD/kg gegeniiber
1,89 USD/kg), wahrend der Durchschnittspreis auf dem koreanischen Markt (nach der EU und den USA der
drittgrofte Ausfuhrmarkt fur die betroffene Ware) wesentlich niedriger ist (1,58 USD/kg, d. h. rund 16 % unter
dem EU-Preisniveau). Zu diesen Feststellungen brachte eine interessierte Partei vor, dass es drei wichtige
Ausfuhrmirkte fiir chinesische Waren gebe, auf denen die Durchschnittspreise iiber den Preisen des Unionsmarkts
lagen, und zwar Kanada (1,90 USD/kg), Indonesien (2,07 USD/kg) und Brasilien (1,95 USD/kg). In Bezug auf
diese Behauptung wird zunichst darauf hingewiesen, dass der Unterschied bei den Preisen relativ gering ist (von +
0,5 % bis + 9,4 %); dariiber hinaus ist das Volumen der Ausfuhren auf diese Mirkte im Vergleich zu den
Ausfuhren nach Europa relativ begrenzt. So hat der Unionsmarkt im UZU 30,3 % der chinesischen Ausfuhren
absorbiert; der Gesamtanteil Kanadas liegt bei nur 3,1 % und der Brasiliens bei 5,1 %. Dariiber hinaus entfallen
auf Indonesien, das Land mit dem hochsten Preisunterschied (+ 9,4 %) nur 2 % der chinesischen Ausfuhren; daher

() Siehe die ,PCI Fibres — World Synthetic Fibres Supply/Demand Reports“ fiir die Jahre 2008 (Seiten 393-410) und 2013 (Seiten
379-408).
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konnen aus den Preisen dieses Landes nur bedingt Schlussfolgerungen gezogen werden. Ferner weist die
interessierte Partei nicht auf vier andere Ausfuhrmirkte mit vergleichbaren Einfuhrmengen hin, nimlich Indien
(5,6 %), die Tarkei (4,3 %), Taiwan (2,4 %) und Sidafrika (2,3 %). In all diesen Lindern lagen die
Durchschnittspreise unter denen, die im UZU in der Union gemeldet wurden (und zwar um rund 4 % bis iiber
12 %). Daher reicht der iibermittelte Beleg nicht aus, um die Schlussfolgerung hinsichtlich der preislichen
Attraktivitdt des Unionsmarkts zu dndern.

(55) Zwar kann dieser Vergleich wegen der fehlenden Informationen iiber den Warentypenmix nicht als schliissig
betrachtet werden, doch scheint das Preisniveau auf dem wichtigsten Ausfuhrmarkt darauf hinzudeuten, dass die
Dumpingpraktiken struktureller Natur und auch auf anderen Hauptzielmirkten fiir die chinesischen Waren
verbreitet sein konnten.

(56) Der wichtigste Beweis fiir die Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens des Dumpings ergibt sich jedoch bei
Betrachtung der chinesischen Ausfuhrmengen in die EU. Die Entwicklung der Ausfuhrverkiufe im Zeitraum
2012-UZU zeigt, dass die Ausfuhren der chinesischen Hersteller um 47 % gestiegen sind. Gleiches gilt auch dann,
wenn die Verkdufe der beiden Ausfithrer aus der Analyse ausgeschlossen werden, bei denen in der Ausgangsun-
tersuchung kein Dumping festgestellt wurde und die folglich nicht von den geltenden Antidumpingmafnahmen
betroffen sind. Die Ausfuhrverkdufe der iibrigen Unternehmen entwickelten sich im selben Zeitraum &dhnlich
(mit + 48 %). Als die Kommission diese Wachstumsrate mit der im selben Zeitraum verzeichneten geringeren
Wachstumsrate der Inlandsnachfrage (+ 20 %) sowie mit der erheblich hoheren Wachstumsrate der installierten
Kapazitit in China (+ 54 % nach Angabe der Ausfithrerverbdnde und + 69 % nach Angabe des Antragstellers)
verglich, wurde deutlich, dass die chinesischen Unternehmen auf ihrem Ausfuhrmarkt eine aggressive Preispolitik
verfolgen miissen, um eine vertretbare Kapazititsauslastung zu erzielen.

(57) In Bezug auf diese Ausfuhrzahlen brachte eine der interessierten Parteien vor, dass der Anteil der chinesischen
Ausfuhren auf den Unionsmarkt riickldufig sei. Der Anteil der chinesischen Ausfuhren in Richtung Union ist im
Zeitraum 2012-UZU in der Tat von rund 35 % auf 30 % gesunken. Zu dieser Behauptung muss zunéchst darauf
hingewiesen werden, dass die EU weiterhin der wichtigste Ausfuhrmarkt fiir chinesische Ausfihrer ist. Ferner ist
dieser leichte Riickgang hauptsichlich auf die gute Leistung chinesischer Ausfihrer auf anderen Mirkten
zurlickzufithren, eine Leistung, die offensichtlich auch der aggressiven Preispolitik auf diesen Mirkten
zuzuschreiben ist. So sind zum Beispiel in ebendiesem Zeitraum 2012-UZU die chinesischen Ausfuhren nach der
Republik Korea (einem Markt, auf dem — wie oben festgestellt — die chinesischen Preise im UZU um rund 16 %
niedriger waren als die Preise in der EU) um rund 72 % gestiegen. Andererseits hat die chinesische
Ausfuhrleistung auf dem indonesischen Markt — der oben als ein Beispiel fiir eine faire Preispolitik erwdhnt
wurde (+ 9,4 % tiber dem Durchschnittspreis der Union) — mit einem Riickgang der Ausfuhrmenge um rund
16 % geschwichelt. Angesichts dieser Analyse wird daher die Schlussfolgerung, dass die chinesischen
Unternchmen auf ihrem Ausfuhrmarkt eine aggressive Preispolitik verfolgen miissen, bestitigt.

(58)  Auflerdem ist im Hinblick auf die Zukunftsprognosen einer unabhingigen Branchenstudie zufolge zu erwarten,
dass die Nachfrage in China nach Chemiefasern (eine iibergeordnete Produktkategorie, in der die betroffene Ware
enthalten ist) noch bis mindestens 2018 stagniert (!). Nach einer anderen Studie sind zudem die Lager in China
aufgrund sinkender Rohstoffpreise voll (*). Aus diesem Grund hat die nachgelagerte Industrie ihre Bevorratung an
hochfesten Garnen auf ein erforderliches Minimum beschrinkt, um durch Preisschwankungen bedingte Risiken zu
vermeiden.

(59) Daher ist es wahrscheinlich, dass die chinesischen ausfithrenden Hersteller im Falle eines Auslaufens der
Mafinahmen weiterhin eine aggressive Preispolitik verfolgen wiirden, um fiir ihre erheblichen Uberkapazititen
zusitzliche Marktanteile in Europa zu erobern.

4. Schlussfolgerung zum Dumping und zur Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens des Dumpings

(60)  Die Untersuchung ergab — ausgehend von den besten zur Verfiigung stehenden Informationen —, dass bei den
chinesischen Herstellern wihrend des Untersuchungszeitraums der Uberpriifung Dumping festzustellen war. Es
wurde ermittelt, dass China (im Vergleich zur Grofe des Unionsmarktes) tiber enorme Kapazititsreserven verfiigt.
Angesichts des langsamen Wachstums des chinesischen Inlandsmarktes miissen zudem die ausfithrenden
Hersteller in China kontinuierlich betrichtliche Mengen der betroffenen Ware auf den Unionsmarkt bringen, um
vertretbare Absatzmengen zu erzielen.

(61)  Vor diesem Hintergrund wird die Schlussfolgerung gezogen, dass die Dumpingpraktiken auf dem EU-Markt, die
durch die Maflnahmen nicht unterbunden wurden, im Falle eines Auslaufens der Mafinahmen héchstwahr-
scheinlich anhalten wiirden.

(") PCIFibres — Technical Fibres Report, Januar 2015, S. 1.
() PCIFibres — Technical Fibres Report, September 2014, S. 8.
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D. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS ODER ERNEUTEN AUFTRETENS DER
SCHADIGUNG

1. Definition des Wirtschaftszweigs der Union und der Unionsproduktion

(62) Im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung wurde die gleichartige Ware von sechs Unionsherstellern produziert,
die den Wirtschaftszweig der Union im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der Grundverordnung bilden. Keiner von
ihnen lehnte die Einleitung dieser Uberpriifung ab.

2. Unionsverbrauch

(63) Die Kommission ermittelte den Unionsverbrauch auf der Grundlage der verfiigbaren Einfuhrstatistiken, der
tatsichlichen Verkdufe der mitarbeitenden Unionshersteller auf dem Unionsmarkt und der geschitzten Verkaufe
der nicht mitarbeitenden Unionshersteller. Die Definition des Verbrauchs bezieht sich auf Verkiufe auf dem freien
Markt, einschlieflich der Verkdufe an verbundene Parteien, aber ausschlieflich des Eigenbedarfs. Der Eigenbedarf,
d. h. interne Transfers der gleichartigen Ware innerhalb der integrierten Unionshersteller zur Weiterverarbeitung,
wurde beim Unionsverbrauch nicht beriicksichtigt, da diese internen Transfers nicht im Wettbewerb mit den
Verkdufen unabhingiger Lieferanten auf dem freien Markt stehen. Die Verkiufe an verbundene Unternehmen
wurden beim Unionsverbrauch beriicksichtigt, da den bei der Untersuchung erhobenen Daten zufolge diese
verbundenen Unternehmen die betroffene Ware auch aus anderen Quellen beziehen konnten. Aulerdem wurde
festgestellt, dass die durchschnittlichen Verkaufspreise, die die Unionshersteller ihren verbundenen Parteien in
Rechnung stellten, den durchschnittlichen Preisen ihrer Verkdufe an unabhingige Parteien entsprachen.

(64)  Auf dieser Grundlage ergab sich folgende Entwicklung des Unionsverbrauchs:

Tabelle 2
Unionsverbrauch
2012 2013 2014 uzu
Menge (in Tonnen) 196 478 209 076 222 306 217 171
Index 100 106 113 111

Quelle: Fragebogenantworten und Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6.

(65) Der Unionsverbrauch stieg von 196 478 Tonnen im Jahr 2012 um 11 % auf 217 171 Tonnen im
Untersuchungszeitraum der Uberpriifung. Der Verbrauch war wihrend des grofSten Teils des Bezugszeitraums
hoher als der Verbrauch von 205 912 Tonnen im Untersuchungszeitraum der Ausgangsuntersuchung (Juli 2008
bis Juni 2009).

(66) Eine interessierte Partei brachte vor, dass die Dienststellen der Kommission bei der Ermittlung des Verbrauchs
unternehmensinterne Verkdufe hitten einbeziehen sollen und dass dadurch der chinesische Marktanteil konstant
geblieben wire. Die Dienststellen der Kommission hitten falschlicherweise zwischen drei Markten unterschieden,
d. h. zwischen Verkdufen an unabhingige Unternehmen, fiir den Verkauf auf dem freien Markt bestimmten
Verkdufen an verbundene Unternehmen und fir den Eigenbedarf bestimmten Verkdufen an verbundene
Unternehmen; stattdessen hitten alle diese Verkdufe in die Ermittlung des Verbrauchs in der Union einbezogen
werden sollen.

(67) Erstens muss betont werden, dass nicht zwischen drei verschiedenen Mirkten unterschieden wurde. Der
Eigenverbrauch von verbundenen Unternehmen ist herausgenommen worden, weil diese Waren nicht in den
freien Warenverkehr auf dem EU-Markt gelangen und daher nicht mit Einfuhren im Wettbewerb stehen. Bei
diesen Verkdufen handelt es sich lediglich um den Transfer von Waren an verbundene Unternehmen, die diese
Waren bei der Herstellung anderer Produkte verwenden, die nicht Teil der Untersuchung sind. Aus diesem Grund
kann ein solcher Eigenverbrauch nicht als ein Teil des Verbrauchs der betroffenen Ware in der Union betrachtet
werden.

(68)  Zweitens wiirde auch die hypothetische Zurechnung der unternehmensinternen Verkdufe zum Unionsverbrauch
keinesfalls zu einer Stabilisierung der Entwicklung des chinesischen Marktanteils fiihren. Wie Tabelle 3 zu
entnehmen ist, bliebe der Trend im Gegenteil weitgehend unverandert.
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3. Den Maflnahmen unterliegende Einfuhren aus dem betroffenen Land
a) Menge und Marktanteil

(69) In der Ausgangsuntersuchung wurden bekanntermaflen die Einfuhrmengen, bei denen kein Dumping festgestellt
wurde, von der Analyse der Entwicklung der Einfuhren aus der VR China auf den Unionsmarkt und der
Auswirkungen auf den Wirtschaftszweig der Union ausgeschlossen.

(70) Die Menge und der Marktanteil gedumpter Einfuhren aus China wurden auf der Grundlage der Datenbank zu
Artikel 14 Absatz 6 ermittelt und entwickelten sich wie folgt:

Tabelle 3
Menge und Marktanteil der von den Malnahmen betroffenen Einfuhren
Land 2012 2013 2014 uzU

China Menge (in Tonnen) 44 484 48 339 60 078 57 465
Index 100 109 135 129
Marktanteil (%) 22,6 23,1 27 26,5
Marktanteil im Verhiltnis zu 21,3 21,8 25,5 24,9
Verbrauch plus Eigenverbrauch
(%)

Quelle: Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6.

(71) Die gedumpten Einfuhren aus China lagen im Untersuchungszeitraum der Ausgangsuntersuchung noch bei
38 404 Tonnen und hatten einen Marktanteil von 18,8 %, sind aber im Bezugszeitraum dieser Uberpriifung stark
gestiegen. Die gedumpten Einfuhren aus China erhohten sich im Bezugszeitraum von 44 484 auf 57 465 Tonnen
und hatten wihrend des Untersuchungszeitraums der Uberpriifung einen Marktanteil von 26,5 %.

b) Preise fiir die von den MafSnahmen betroffenen Einfuhren aus dem betroffenen Land und Preisunterbietung
(72) Die Einfuhrpreise wurden auf Grundlage der Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6 ermittelt und sanken im
Bezugszeitraum um durchschnittlich 12 %.
Tabelle 4
Preise fiir die von den MaSnahmen betroffenen Einfuhren
Land 2012 2013 2014 uzU
China Durchschnittspreis (in EUR kg) 1,79 1,63 1,54 1,57
Index 100 91 86 88
Quelle: Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6.

(73)  Aufgrund der mangelnden Bereitschaft zur Mitarbeit seitens der chinesischen Hersteller und der dementsprechend
fehlenden warentypbezogenen Daten zu den Ausfuhrpreisen konnte die Kommission keinen genauen
Preisvergleich nach Warentyp vornehmen. Aus diesen Griinden wurden fiir die Preisunterbietungsberechnungen
die durchschnittlichen Preise fiir die von den Mafinahmen betroffenen chinesischen Ausfuhren mit den durch-
schnittlichen Preisen des Wirtschaftszweigs der Union wihrend des Untersuchungszeitraums der Uberpriifung
verglichen. Nach Bereinigung um den Regelzollsatz von 4 % wurde eine Preisunterbietungsspanne von 22,7 %
ermittelt. Die Ausgangsuntersuchung ergab eine dhnliche Preisunterbietungsspanne von 24,1 %. Allerdings
beruhte diese Spanne auf dem Vergleich vergleichbarer Warentypen, da die chinesischen Ausfithrer in dem Fall
mitgearbeitet hatten.

(74) Daher kam die Kommission zu dem Schluss, dass das Verhalten der Ausfithrer aus der VR China konsequent

darauf ausgerichtet ist, die Preise der EU-Hersteller zu unterbieten.
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(75) Eine interessierte Partei brachte vor, dass die nicht gedumpten Einfuhren in die Preisunterbietungsberechnung
hitten einbezogen werden miissen.

(76) Die Kommission ist jedoch der Auffassung, dass eine solche Einbeziehung aufgrund der Anwendung der
Auslegung des Antidumpingiibereinkommens (ADA) durch das Streitbeilegungsgremium der WTO im Fall Beef
and Rice ('), auf die bereits in Erwdgungsgrund 35 hingewiesen wurde, nicht gerechtfertigt ist.

4. Wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Union

(77) Nach Artikel 3 Absatz 5 der Grundverordnung priifte die Kommission die Auswirkungen der gedumpten
Einfuhren auf den Wirtschaftszweig der Union auf Grundlage einer Beurteilung aller Wirtschaftsindikatoren, die
fur die Bewertung der Lage des Wirtschaftszweigs der Union von 2012 bis zum Ende des UZU relevant waren.

(78) Dabei unterschied die Kommission zwischen makrookonomischen und mikrookonomischen Schadensindikatoren.
Die makrookonomischen Indikatoren fiir den Bezugszeitraum wurden auf der Grundlage der Angaben fiir den
Wirtschaftszweig der Union ermittelt, analysiert und gepriift. Die mikrookonomischen Indikatoren wurden auf
der Grundlage der uiberpriiften bei den mitarbeitenden Unionsherstellern eingeholten Daten ermittelt. Wegen
Problemen im Zusammenhang mit dem Abgleich der Daten einer Tochtergesellschaft des DuraFiber-Konzerns
nach seiner Umstrukturierung (DuraFiber Technologies (DFT) GmbH, Deutschland) wurden die von diesem
Unternehmen vorgelegten Daten und Fragebogenantworten von der Ermittlung der mikrodkonomischen
Indikatoren ausgeschlossen.

(79) Eine interessierte Partei brachte vor, dass der Ausschluss von DuraFiber Deutschland die Schadensindikatoren
moglicherweise fundamental verdndert habe.

(80)  Zunichst einmal wird darauf hingewiesen, dass der Ausschluss der teilweise gepriiften Daten von DuraFiber
Deutschland nur fur die Ermittlung der mikrookonomischen Indikatoren gilt. Die Analyse der makrodko-
nomischen Indikatoren ist daher nicht betroffen. Dariiber hinaus beruhen die mikro6konomischen Indikatoren
auf den Daten der uibrigen vier Unionshersteller, die zusammen rund 80 % der Unionsproduktion herstellen.
Daher sind diese Indikatoren fur den Wirtschaftszweig der Union weiterhin reprasentativ. Und schlieflich
entsprach die Entwicklung bei den teilweise gepriiften Daten, die von DuraFiber Deutschland vorgelegt wurden,
generell derjenigen der mikrookonomischen Indikatoren der vier Unionshersteller, deren Daten beriicksichtigt
wurden.

(81)  Angesichts der vorstehenden Erwigungen ergibt sich die Schlussfolgerung, dass der Ausschluss von DuraFiber
Deutschland aus der Analyse der mikrookonomischen Indikatoren die Entwicklungen bei den Schadensin-
dikatoren nicht verdndert hat und dass die entsprechenden Schlussfolgerungen folglich fiir den gesamten Wirt-
schaftszweig reprisentativ sind.

(82) In den folgenden Abschnitten wird auf folgende makrookonomische Indikatoren eingegangen: Produktion,
Produktionskapazitiat, Kapazititsauslastung, Lagerbestinde, Verkaufsmenge, Marktanteil und Wachstum,
Beschaftigung, Produktivitit, Hohe der tatsichlichen Dumpingspanne und Erholung von fritherem Dumping. Bei
den mikrookonomischen Indikatoren handelt es sich um: durchschnittliche Stiickpreise, Produktionskosten,
Rentabilitit, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite, Kapitalbeschaffungsmoglichkeiten und Arbeitskosten.

Makrookonomische Indikatoren
a) Produktion, Produktionskapazitit und Kapazitdtsauslastung
(83) Die Gesamtproduktion der Union, die Produktionskapazitit und die Kapazititsauslastung entwickelten sich im
Bezugszeitraum wie folgt:
Tabelle 5

Produktion, Produktionskapazitit und Kapazititsauslastung

2012 2013 2014 uzU

Produktionsmenge (in Tonnen) 92 753 91 985 93 990 92 461

() Siehe den Bericht des WTO-Berufungsgremiums in der Sache ,Mexiko — Endgiiltige Antidumpingmafnahmen gegeniiber Rindfleisch
und Reis: Antrag betreffend Reis“ (WT/DS295/AB/R) vom 20. Dezember 2005.
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2012 2013 2014 uzU

Produktionsvolumen (Index) 100 99 101 100
Produktionskapazitit (in Tonnen) 109 398 108 869 108 690 110 285
Produktionskapazitit (Index) 100 100 99 101
Kapazititsauslastung (%) 85 84 86 84
Quelle: Fragebogenantworten.

(84)  Im Bezugszeitraum blieben die Produktion, die Produktionskapazitit und die Kapazititsauslastung unverdndert.
b) Verkaufsmenge und Marktanteil

(85) Die Verkaufsmenge und der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union in der Union entwickelten sich im
Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 6
Verkaufsmenge und Marktanteil
2012 2013 2014 uzU

Verkaufsmenge in der Union (in Ton- 67 527 69 407 68 007 65 733
nen)
Verkaufsmenge in der Union (Index) 100 103 101 97
Marktanteil (%) 34,4 33,2 30,6 30,3
Quelle: Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6 und Fragenbogenantworten.

(86) Die Verkaufsmenge des Wirtschaftszweigs der Union auf dem Unionsmarkt sank um — 3 %; der entsprechende
Marktanteil ging im Bezugszeitraum von 34,4 % um 4,1 Prozentpunkte auf 30,3 % zuriick.
¢) Wachstum

(87) Wihrend der Unionsverbrauch im Bezugszeitraum um 11 % zunahm, verringerte sich die Verkaufsmenge des
Wirtschaftszweigs der Union in diesem Zeitraum um — 3 %.
d) Beschdftigung und Produktivitat

(88)  Beschiftigung und Produktivitdt entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 7

Beschiftigung und Produktivitit

2012 2013 2014 uzUu
Zahl der Beschiftigten 941 875 902 911
Zahl der Beschiftigten (Index) 100 93 96 97
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2012 2013 2014 uzUu
Produktivitit (in Stiick/Beschiftigten) 98,6 105,2 104,2 101,5
Produktivitit (in Stiick/Beschaftigten) 100 107 106 103
(Index)

(89)

1)

Quelle: Fragebogenantworten.

Die Beschiftigung ging im Bezugszeitraum um — 3 % zuriick. Gleichzeitig stieg die Produktivitit um 3 % (vgl.
Tabelle 7 in Erwidgungsgrund 88).

e) Hohe der Dumpingspanne und Erholung von fritherem Dumping

Die in der Ausgangsuntersuchung fiir China ermittelte Dumpingspanne lag deutlich tiber der Geringfiigigkeits-
schwelle. Die Untersuchung ergab, dass die Einfuhren hochfester Garne aus Polyestern aus China weiterhin zu
gedumpten Preisen auf den Unionsmarkt gelangten. Die im Untersuchungszeitraum dieser Uberpriifung ermittelte
Dumpingspanne lag ebenfalls deutlich tiber der Geringfuigigkeitsschwelle (vgl. Erwagungsgrund 38). Gleichzeitig
kam es dabei zu einer Zunahme der Menge gedumpter Einfuhren aus China zu sinkenden Preisen, was zu einer
Vergroferung des Marktanteils im Bezugszeitraum fiihrte. Als Folge daraus verlor der Wirtschaftszweig der Union
im selben Zeitraum Marktanteile und erlitt Verkaufseinbuflen. Seine Verluste konnte er hingegen reduzieren.

Mikrookonomische Indikatoren
f) Preise und die Preise beeinflussende Faktoren
Die durchschnittlichen Verkaufspreise, die der Wirtschaftszweig der Union unabhingigen Abnehmern in der
Union in Rechnung stellte, entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:
Tabelle 8

Durchschnittliche Verkaufspreise

2012 2013 2014 uzu
Durchschnittlicher ~ Stiickverkaufspreis 2,39 2,31 2,23 2,17
in der Union (in EUR/kg)
Durchschnittlicher  Stiickverkaufspreis 100 97 93 91
in der Union (Index)
Produktionsstiickkosten (in EUR/kg) 2,50 2,43 2,26 2,19
Produktionsstiickkosten (Index) 100 97 90 87

Quelle: Fragebogenantworten.

Der durchschnittliche Stiickverkaufspreis, den der Wirtschaftszweig der Union unabhingigen Abnehmern in der
Union in Rechnung stellte, sank um 9 %. Dies ist zum Teil auf den Riickgang der Produktionsstiickkosten um
13 % zuriickzufithren. Da jedoch die Preise weniger stark sanken als die Kosten, entwickelte sich die Rentabilitit

des Wirtschaftszweigs der Union entsprechend positiv (vgl. Erwdgungsgrund 98).
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g) Arbeitskosten

(93) Die durchschnittlichen Arbeitskosten des Wirtschaftszweigs der Union entwickelten sich im Bezugszeitraum wie

folgt:
Tabelle 9
Durchschnittliche Arbeitskosten je Beschiftigten

2012 2013 2014 uzU
Durchschnittliche Arbeitskosten je Be- 39 273 41 674 39 711 39 850
schiftigten (in EUR)
Durchschnittliche Arbeitskosten je Be- 100 106 101 101
schiftigten (Index)
Quelle: Fragebogenantworten.

(94) Die durchschnittlichen Arbeitskosten je Beschiftigten blieben im Bezugszeitraum konstant. Dies ist vor allem
durch die vermehrten Anstrengungen des Wirtschaftszweigs der Union zu erkldren, die Produktionskosten unter
Kontrolle zu halten und auf diese Weise seine Wettbewerbsfihigkeit zu erhalten.

h) Lagerbestande
(95) Die Lagerbestinde der Unionshersteller entwickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:
Tabelle 10
Lagerbestinde

2012 2013 2014 uzU
Schlussbestand (in Tonnen) 8 050 6 872 8 244 8 387
Schlussbestand (Index) 100 85 102 104
Schlussbestand als Prozentsatz der Pro- 8,7 7,5 8,8 9,1
duktion (%)
Quelle: Fragebogenantworten.

(96) Im Bezugszeitraum erhohten sich die Lagerbestinde des Wirtschaftszweigs der Union um insgesamt 4 %. Die
Produktion hochfester Garne aus Polyestern besteht zum Grofteil aus Standardware. Daher muss der Wirtschafts-
zweig der Union einen gewissen Lagerbestand aufrechterhalten, um die Nachfrage seiner Abnehmer schnell
bedienen zu konnen. Als Prozentsatz der Produktion ausgedriickt, blieb der Schlussbestand relativ konstant und
folgte damit der Entwicklung der Produktion des Wirtschaftszweigs der Union.

i) Rentabilitdt, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und Kapitalbeschaffungsmaglichkeiten
(97) Die Bereiche Rentabilitdt, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite der Unionshersteller entwickelten sich im

Bezugszeitraum wie folgt:

Tabelle 11

Rentabilitiit, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite

2012 2013 2014 uzUu

Rentabilitit der Verkiufe an unabhin- - 4,7 -53 -1,4 -1,1

gige Abnehmer in der Union (in % des
Umsatzes)




L 49/20

Amtsblatt der Europdischen Union

(98)

(100)

(101)

(102)

(103)

(104)

(105)

2012 2013 2014 uzU

Cashflow (in EUR) —2993 463 -4 156 375 -4 895 147 -2111763

Cashflow (Index) - 100 - 139 - 164 -71

Investitionen (in EUR) 2 313 235 1 284 905 3511 528 12 801 375

Investitionen (Index) 100 56 152 553

Kapitalrendite (%) -43 - 4,2 -2,0 -1,4

Quelle: Fragebogenantworten.

Die Kommission ermittelte die Rentabilitit des Wirtschaftszweigs der Union als Nettogewinn vor Steuern aus den
Verkdufen der gleichartigen Ware an unabhingige Abnehmer auf dem Unionsmarkt, ausgedriickt in Prozent
seines Umsatzes. Die Rentabilitit blieb negativ, verbesserte sich aber im Bezugszeitraum von — 4,7 % auf — 1,1 %.
Dennoch liegt der Wert nach wie vor unter dem in der Ausgangsuntersuchung ermittelten Zielgewinn von 3 %.

Der Nettocashflow gibt die Fahigkeit des Wirtschaftszweigs der Union an, seine Titigkeiten selbst zu finanzieren;
im Bezugszeitraum war er negativ. Der Indikator verbesserte sich zwar erheblich um 29 %, blieb aber negativ.
Dies lasst Zweifel an der Fihigkeit des Wirtschaftszweigs der Union aufkommen, seine Tatigkeiten weiterhin
selbst zu finanzieren.

Die Investitionen stiegen in dem Zeitraum erheblich und dienten in erster Linie der Instandsetzung sowie zum
geringen Teil auch der Modernisierung, mit entsprechenden geringfiigigen Auswirkungen auf die Kapazititser-
weiterung.

Die Kapitalrendite ist der Nettogewinn als Prozentsatz des Bruttobuchwerts der Investitionen. Dieser Indikator
stieg im Bezugszeitraum als Folge der Rentabilititsverbesserung und der im Bezugszeitraum verzeichneten
Stagnation bei den Investitionen von — 4,3 % auf — 1,4 %.

Unter Beriicksichtigung der negativen Rentabilitdt und des negativen Cashflows blieben die Kapitalbeschaffungs-
moglichkeiten des Wirtschaftszweigs sehr begrenzt.

j) Schlussfolgerung zur Schadigung

Im Bezugszeitraum verzeichneten die meisten Schadensindikatoren fir den Wirtschaftszweig der Union eine
negative Entwicklung. Sein Marktanteil sank um 4,1 Prozentpunkte von 34,4 % auf 30,3 %, die Verkaufsmenge
und der Stiickverkaufspreis in der EU gingen um 3 % bezichungsweise um 9 % zuriick. Gleichzeitig sanken die
Beschiftigung um 3 %, die Menge der Ausfuhrverkdufe an unabhingige Unternehmen um 28 % und die
entsprechenden Stiickpreise fur Ausfuhrverkdufe um 17 %. Die Produktivitit stieg um 2,9 %.

Trotz der vorstehend beschriebenen Entwicklungen verbesserte sich die Rentabilitit im Bezugszeitraum von
- 4,7 % auf — 1,1 %. Gegeniiber der Rentabilitit des Wirtschaftszweigs der Union im UZ der Ausgangsun-
tersuchung (1. Juli 2008 bis 30. Juni 2009), die bei — 13,3 % lag, ist dies zwar eine deutliche Verbesserung, doch
ist die Rentabilitdt weiterhin negativ. Diese Verluste des Wirtschaftszweigs der Union hatten eine kontinuierlich
negative Kapitalrendite zur Folge. Der Cashflow hingegen verbesserte sich.

Nach den Ergebnissen der Ausgangsuntersuchung war der Marktanteil der chinesischen Einfithrer, bei denen
Dumping festgestellt wurde und deren Verkaufspreise die des Wirtschaftszweigs der Union um 24,1 %
unterboten, mit 18,8 % grof genug, um eine bedeutende Schiddigung des Wirtschaftszweigs der Union zu
verursachen. Im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung wurde eine vergleichbare Situation festgestellt. Die
gedumpten Einfuhren aus China hatten einen Marktanteil von 26,5 % und unterboten die Verkaufspreise des
Wirtschaftszweigs der Union um 18,6 % (vgl. Erwdgungsgrund 110).
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(106) Eine interessierte Partei behauptete, der Wirtschaftszweig der Union wiirde keine bedeutende Schidigung erleiden,
da Produktion, Produktionskapazitit und Kapazitdtsauslastung konstant geblieben seien. Die Entwicklung anderer
Indikatoren wie z. B. Verkaufsmengen und Marktanteil werde aufgrund der angeblich fehlerhaften Definition des
Verbrauchs (vgl. Erwdgungsgrund 66) als verfilscht betrachtet.

(107) Die Vermutung einer fehlerhaften Ermittlung des Verbrauchs wurde in Erwdgungsgrund 67 widerlegt. Dariiber
hinaus sind nach Artikel 3 Absatz 5 der Grundverordnung weder einer noch mehrere der relevanten Schadens-
faktoren notwendigerweise ausschlaggebend. Die Tatsache, dass einige Faktoren konstant geblieben sind, dndert
daher nichts an den Schlussfolgerungen beziiglich der Schadigung.

(108) Aus den oben dargelegten Griinden wird der Schluss gezogen, dass der Wirtschaftszweig der Union weiterhin
eine bedeutende Schddigung im Sinne des Artikels 3 Absatz 5 der Grundverordnung erleidet.

5. Schadensursache

(109) In Anbetracht der oben festgestellten bedeutenden Schiddigung priifte die Kommission, ob die gedumpten
Einfuhren aus China eine bedeutende Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union verursachten. Die Kommission
priifte auch, ob andere bekannte Faktoren den Wirtschaftszweig der Union zur gleichen Zeit geschidigt haben
konnten.

5.1. Auswirkungen der gedumpten Einfuhren

(110) Der Wirtschaftszweig der Union befindet sich weiterhin in einer fragilen Phase teilweiser Erholung; es wird davon
ausgegangen, dass die gedumpten chinesischen Einfuhren trotz der geltenden Mafinahmen weiterhin eine
bedeutende Schiddigung verursachten. Selbst unter Beriicksichtigung des kombinierten Effekts der nach der
Einfuhr angefallenen Kosten in Hohe von 2,7 % (die auf der Ebene der mitarbeitenden unabhingigen Einfithrer
tiberpriift wurden), des Regelzollsatzes von 4 % und der wihrend des Untersuchungszeitraums der Uberpriifung
gezahlten Antidumpingzolle wurde festgestellt, dass die durchschnittlichen Preise der gedumpten chinesischen
Einfuhren die durchschnittlichen Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs der Union nach wie vor deutlich, nimlich
um 18,6 %, unterboten. In den letzten Jahren sind diese Einfuhren zudem weiter gestiegen, was durch den
entsprechenden Preisdruck negative Folgen fiir den Gesamtmarkt hatte und zum Riickgang des Marktanteils des
Wirtschaftszweigs der Union beitrug. Wegen des anhaltenden Drucks auf dem Unionsmarkt konnte der Wirt-
schaftszweig der Union nicht in vollem Umfang vom Riickgang der Rohstoffkosten profitieren.

(111) Eine interessierte Partei behauptete, dass kein Zusammenhang zwischen den chinesischen Preisen und dem
Zustand des Wirtschaftszweigs der Union bestehe.

(112) Diese Analyse beruhte jedoch auf Entwicklungen, die fiir den Zeitraum 2011-2015 ermittelt wurden und sich
von den im Bezugszeitraum der derzeitigen Untersuchung (d. h. der Zeit von 2012 bis zum UZU (der im
September 2015 endete)) beobachteten Entwicklungen unterscheiden. Daher konnte diese Analyse nicht
beriicksichtigt werden. Im Ubrigen sind die Preise fiir gedumpte chinesische Einfuhren im Bezugszeitraum
allgemein gesunken und unterboten die Preise des Wirtschaftszweigs der Union. Die Tatsache, dass die
chinesischen Ausfuhrpreise in einem bestimmten Jahr (dem UZU) gestiegen sind und sich die Situation des
Wirtschaftszweigs der Union nicht verschlechtert hat, stellt die Richtigkeit der Beobachtung nicht in Frage. Der
Einwand wird daher zuriickgewiesen.

5.2. Auswirkungen anderer Faktoren

(113) Auf der Grundlage der wihrend der Untersuchung gesammelten Informationen wurde der Anteil der Produktion
fir den Eigenbedarf als nicht bedeutend eingestuft. Nur ca. 15 % der Produktion des Wirtschaftszweigs der Union
werden fur den Eigenbedarf benotigt. Eine hohere Produktionsmenge bringt im Allgemeinen Grofenvorteile mit
sich, die dem jeweiligen Hersteller zugutekommen. Nur ein kleiner Teil des Wirtschaftszweigs der Union ist
vertikal integriert; die Eigenbedarfsproduktion wird in der nachgelagerten Industrie zu Mehrwertprodukten
weiterverarbeitet. Die Untersuchung lieferte keinerlei Anhaltspunkte fiir Probleme im Zusammenhang mit dieser
nachgelagerten Produktion. Angesichts der vorstehenden Uberlegungen ist die Kommission der Meinung, dass die
Produktion des Wirtschaftszweigs der Union fur den Eigenbedarf keine negativen Auswirkungen auf dessen
finanzielle Situation hatte.

(114) Wichtige in die Union ausfithrende Linder sind die Republik Korea, Taiwan, die Schweiz, Belarus und die Tiirkei.
Die Gesamteinfuhren der betroffenen Ware aus Drittlindern, einschlieflich der nicht von den Mafnahmen
betroffenen Einfuhren aus China, stiegen im Bezugszeitraum um 11 % (von 84 467 auf 93 973 Tonnen); dies
entspricht 43,3 % des Unionsverbrauchs. Im selben Zeitraum sank der durchschnittliche Einfuhrstiickpreis
kontinuierlich von 2,19 EUR auf 2,09 EUR pro kg; dies entspricht einem Riickgang von 4 %. Auch bei den



L 49/22 Amtsblatt der Europdischen Union 25.2.2017

meisten Ausfihrern aus anderen Drittlindern, die auf den Unionsmarkt ausfithrten, wurde eine riickldufige
Entwicklung der Einfuhrpreise festgestellt (Republik Korea — 7 %, Schweiz — 15 %, Belarus — 13 %, Tiirkei — 6 %).
Gleichzeitig sanken die Einfuhrstiickpreise der nicht von den Mafnahmen betroffenen Einfuhren aus der VR
China nur um 3 %.

Tabelle 12

Einfuhren aus Drittliindern

Land 2012 2013 2014 uzU
China (nicht von den Maf3- | Menge (in Tonnen) 29 109 33 865 36 977 39 742
nahmen betroffene Einfuh-
ren) Index 100 116 127 137
Marktanteil (%) 14,8 16,2 16,6 18,3
Durchschnittspreis (in 1,75 1,72 1,69 1,69
EUR /kg)
Index 100 99 97 97
Republik Korea Menge (in Tonnen) 27 948 31 145 33 048 32 545
Index 100 111 118 116
Marktanteil (%) 14,2 14,9 14,9 15,0
Durchschnittspreis (in 2,15 2,13 2,03 2,01
EUR/kg)
Index 100 99 95 93
Taiwan Menge (in Tonnen) 10 153 9599 9 251 8 364
Index 100 95 91 82
Marktanteil (%) 5,2 4,6 4,2 3,9
Durchschnittspreis (in 1,78 1,91 1,85 1,90
EUR /kg)
Index 100 107 104 107
Schweiz Menge (in Tonnen) 5610 5263 4 895 5190
Index 100 94 87 93
Marktanteil (%) 2,9 2,5 2,2 2,4
Durchschnittspreis (in 4,30 4,09 4,01 3,66
EUR /kg)
Index 100 95 93 85
Belarus Menge (in Tonnen) 3 384 3189 3 344 2374
Index 100 94 99 70
Marktanteil (%) 1,7 1,5 1,5 1,1
Durchschnittspreis (in 2,13 2,06 1,99 1,86
EUR /kg)
Index 100 97 93 87
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Land 2012 2013 2014 uzU
Tirkei Menge (in Tonnen) 1443 1545 1 455 1594
Index 100 107 101 110
Marktanteil (%) 0,7 0,7 0,7 0,7
Durchschnittspreis (in 2,95 2,66 2,65 2,77
EUR kg)
Index 100 90 90 94
Drittlinder ~ gesamt inkl. | Menge (in Tonnen) 84 467 91 330 94 222 93 973

nicht von den Mafinahmen
betroffene  Einfuhren aus

China Index 100 108 112 111
Marktanteil (%) 43,0 43,7 42,4 43,3
Durchschnittspreis (in 2,19 2,15 2,10 2,09
EUR kg)
Index 100 98 96 96

Quelle: Datenbank zu Artikel 14 Absatz 6.

(115) Wie in Tabelle 12 dargestellt, waren der Marktanteil der Einfuhren aus anderen Lindern sowie der Riickgang der
Preise der nicht von den Mafinahmen betroffenen Einfuhren aus China nicht bedeutend genug, um im
Untersuchungszeitraum der Uberpriifung als ursichlich fiir die Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union
gelten zu konnen.

(116) Die Kommission erhielt Stellungnahmen zu den Griinden fir die derzeitigen Schwierigkeiten des
Wirtschaftszweigs der Union, die sich unter anderem auf die Entwicklung der Rohstoffpreise, den Investitions-
und Modernisierungsmangel, Misswirtschaft und fehlende Visionen, veraltete Produktionsverfahren, mangelnde
Grof8anlagen sowie auf eine schlechte Qualitdt der Erzeugnisse bezogen. Die Untersuchung ergab, dass sich die
Lage des Wirtschaftszweigs der Union nicht auf diese Griinde zuriickfithren lasst. Vielmehr zeigte sich, dass der
Wirtschaftszweig der Union weiterhin wirksam auf einem sehr wettbewerbsintensiven Markt titig war, die
Nutzung bestehender Vermdgenswerte ohne hohe Investitionen in den Kapazititsausbau und Modernisierungen
optimierte und so seine Rentabilitdt nach der Einfiihrung der endgiiltigen Mafinahmen im Jahr 2010 verbessern
konnte. Daher wurden diese Einwinde zuriickgewiesen.

(117) Eine interessierte Partei brachte vor, dass die angeblich signifikanten Investitionen des Wirtschaftszweigs der
Union den Cashflow und die Rentabilitit des Wirtschaftszweig der Union beeintrichtigten und dass dieser Effekt
nicht den Einfuhren aus China zugeschrieben werden diirfe; diese Faktoren hitten Teil einer eigenstindigen
Priifung der Nichtzurechnung sein miissen.

(118) Zunichst wird darauf hingewiesen, dass sich trotz der im UZU getitigten Investitionen die Rentabilitit und der
Cashflow des Wirtschaftszweigs der Union verbessert haben, was verdeutlicht, dass diese Investitionen
gerechtfertigt waren und eine positive Wirkung zeigten. Zweitens kann die Rentabilitit nur durch zeitanteilige
Abschreibungen in Verbindung mit den Investitionen und Finanzierungskosten beeinflusst werden, die die
Unternehmen wegen der Finanzierung der Investitionen zu tragen haben. Und letztlich kann — da
Abschreibungen abzugsfahige Kosten sind, die nicht mit einem Mittelabfluss einhergehen — der Cashflow im
Wirtschaftszweig der Union nicht direkt durch diese beeintrichtigt werden; nur die Finanzierungskosten wiirden
hier eine Wirkung zeigen.

(119) Einige Parteien machten zudem geltend, dass es entweder keine Schidigung durch die gedumpten chinesischen
Einfuhren im Bezugszeitraum gegeben habe oder dass die Schidigung durch Einfuhren aus anderen Lindern
verursacht worden sei. Da festgestellt wurde, dass die Preise der gedumpten Einfuhren aus China weiterhin die
Preise des Wirtschaftszweigs der Union unterboten und unter den Preisen fur die Einfuhren aus den anderen
Landern lagen, wurde dieser Einwand zuriickgewiesen.
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(120) Eine interessierte Partei brachte vor, dass die Kommission in ihrer sogenannten Priifung der Nichtzurechnung die
Auswirkungen anderer kausaler Faktoren besser hitte erldutern miissen.

(121) In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass eine Nichtzurechnungspriifung feststellen soll, ob der
beobachtete Kausalzusammenhang zwischen den gedumpten Einfuhren und der bedeutenden Schidigung des
Wirtschaftszweigs der Union durch einen anderen Faktor infrage gestellt worden sein konnte, und die Kausalitit
so unwahrscheinlich oder sogar unmaglich wiirde. Keiner der Faktoren, die in dieser Hinsicht gepriift wurden,
hatte eine dahin gehende Wirkung; das Vorbringen wird daher zuriickgewiesen.

5.3. Schlussfolgerung zur Schadensursache

(122) Obwohl andere Faktoren fiir die Schidigung mitverantwortlich sein konnten, wurden sie fiir nicht ausreichend
befunden, um den ursichlichen Zusammenhang zwischen den gedumpten Einfuhren aus China und der
Schiadigung des Wirtschaftszweigs der Union infrage zu stellen.

E. WAHRSCHEINLICHKEIT DES ANHALTENS DER SCHADIGUNG

(123) Es wurde — wie in Erwdgungsgrund 50 dargelegt — festgestellt, dass die chinesischen Ausfiihrer verglichen mit
der Grofe des europdischen Marktes im Bezugszeitraum iiber tiberméfige Kapazititsreserven verfiigten.

(124) Im Bezugszeitraum wurde ein betrdchtlicher Anstieg der Einfuhren aus China in die Union (+ 29 %) verzeichnet.
Wie in Erwigungsgrund 54 erwihnt, fihrte China die betroffene Ware in die Union iiberwiegend zu hoheren
Preisen aus als in die iibrige Welt. Die Untersuchung lieferte keine Anhaltspunkte dafiir, dass sich dieser Zustand
zumindest kurzfristig dndern wird. Demzufolge wurde festgestellt, dass der Unionsmarkt fiir die chinesischen
Ausfiihrer recht attraktiv ist, weil er ihnen die Moglichkeit bietet, betrichtliche Mengen zu héheren Preisen als in
die ibrige Welt auszufithren.

(125) Aus der Untersuchung ging hervor, dass 60 % der Einfuhren aus China zu gedumpten Preise erfolgten und dass
im Falle eines Auslaufens der Mafnahmen von einem Anhalten des Dumpings auszugehen ist. Die gedumpten
chinesischen Einfuhren unterboten die Preise der Unionshersteller weiterhin deutlich auf dhnlichem Niveau wie in
der Ausgangsuntersuchung. Konkret wurde festgestellt, dass die von den Maflnahmen betroffenen Einfuhren aus
China die Preise um 22,8 % unterboten und damit einer aggressiven Preispolitik entsprachen. Dies wird
wahrscheinlich einen weiteren Preisdruck verursachen und die fragile Erholung des Wirtschaftszweigs der Union
gefahrden. Daher besteht eindeutig die Gefahr, dass der Wirtschaftszweig der Union im Falle eines Auslaufens der
Mafinahmen weiterhin eine bedeutende Schidigung erleidet.

(126) In Anbetracht der vorstehenden Ausfihrungen wird der Schluss gezogen, dass die Authebung der Manahmen
gegenitber den Einfuhren aus China aller Wahrscheinlichkeit nach zu einer Fortsetzung der bedeutenden
Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union fithren wiirde.

F. UNIONSINTERESSE

(127) Nach Artikel 21 der Grundverordnung priifte die Kommission, ob eine Aufrechterhaltung der bestehenden
Antidumpingmafinahmen gegeniiber China dem Interesse der Union zuwiderlaufen wiirde. Bei der Ermittlung des
Unionsinteresses wurden die Interessen aller Beteiligten beriicksichtigt, einschlieSlich der Interessen des
Wirtschaftszweigs der Union, der Einfithrer und der Verwender.

(128) Alle interessierten Parteien erhielten nach Artikel 21 Absatz 2 der Grundverordnung Gelegenheit, ihren
Standpunkt darzulegen.

(129) Auf dieser Grundlage priifte die Kommission, ob ungeachtet der Schlussfolgerungen zur Wahrscheinlichkeit eines
erneuten Auftretens des Dumpings und der Schiddigung zwingende Griinde dafiir sprachen, dass die Aufrecht-
erhaltung der bestehenden Maffnahmen nicht im Interesse der Union lage.

1. Interesse des Wirtschaftszweigs der Union

(130) Der Wirtschaftszweig der Union verlor im Bezugszeitraum kontinuierlich Marktanteile und erlitt eine bedeutende
Schidigung. Dennoch verbesserte er seine Rentabilitit bis knapp unter die Rentabilititsschwelle (wenngleich sie
noch immer negativ ist), wihrend die Verkdufe beinahe unverindert blieben. Diese marktstabilisierende
Entwicklung ist sehr wahrscheinlich den bestehenden Mafnahmen zuzurechnen. Falls die Mafinahmen
aufgehoben wiirden, geriete der Wirtschaftszweig der Union aller Wahrscheinlichkeit nach in eine noch desolatere
Lage.
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(131) Daher wurde der Schluss gezogen, dass die Aufrechterhaltung der bestehenden Maffnahmen gegen China im
Interesse des Wirtschaftszweigs der Union liegen wiirde.

2. Interesse der Einfiithrer/Hindler

(132) 15 unabhingige Einfithrer haben in der Einleitungsphase die Stichprobenformulare ausgefillt, sodass beschlossen
wurde, die Bestimmungen uber das Stichprobenverfahren anzuwenden. Drei Einfihrer wurden ausgewihlt und
gebeten, einen Fragebogen auszufiillen. Letztlich iibermittelte nur ein Einfithrer einen beantworteten Fragebogen,
der gepriift wurde.

(133) Die Untersuchung ergab, dass das Unternehmen nur von einem von den Mafnahmen betroffenen chinesischen
Einfihrer Waren einfithrte und dass mit diesem eine langjihrige Geschaftsbeziehung bestand. Den Untersuchungs-
ergebnissen zufolge hatten die geltenden Mafnahmen keine wesentlichen Auswirkungen auf das Unternehmen.
Dies wird dadurch bestitigt, dass sich der Einfihrer trotz Einfithrung der urspriinglichen Malnahmen gegen
einen Wechsel des Lieferanten entschied.

3. Interesse der Verwender

(134) In der Einleitungsphase meldeten sich 25 Verwender und beantragten, die Fragebogen auszufiillen. Letztlich
gingen nur von vier Verwendern Fragebogenantworten ein. Allen von ihnen wurde ein Besuch abgestattet, und
die von ihnen tibermittelten Angaben wurden gepriift. Bemerkenswert ist, dass die Beteiligung der Verwender-
industrie an dieser Auslaufiiberpriifung wesentlich geringer ausfiel als wihrend der erstmaligen Einfilhrung der
Mafinahmen. Bei der Ausgangsuntersuchung arbeiteten 33 Verwender an der Untersuchung mit, bei der
Auslaufiiberpriifung nur vier. Die meisten Verwender haben sich demnach scheinbar ohne wesentliche Nachteile
fur ihre Betriebsabldufe an die Einfilhrung der Manahmen anpassen konnen.

(135) Im Falle eines in der Nihgarnindustrie titigen Verwenders stellte die Kommission fest, dass die Auswirkungen der
geltenden Mafnahmen auf seine Kosten und seine Rentabilitit unerheblich waren. Im Falle der anderen drei
Verwender, die alle HFG aus China einfithren und im Webereisektor (Gurte, Riemen, Spanngurte usw.) titig
waren, wurde festgestellt, dass die geltenden Maflnahmen zwar geringe Auswirkungen auf die Kosten aber
spiirbarere Auswirkungen auf die Rentabilitdt hatten, weil diese Unternehmen mit sehr kleinen Gewinnmargen
arbeiten. Dennoch schienen die Auswirkungen der Zolle begrenzt zu sein, da viele alternative Lieferanten mit
wettbewerbsfihigen Preisen zur Verfiigung standen.

(136) Verwender, die Beitrdge eingereicht haben, wiesen auf Schwierigkeiten mit den Unionsherstellern hin, wie
unzureichende Kapazititen, das Fehlen bestimmter Qualititen und Lieferverzogerungen. Die Verwender fithrten
an, dass von den geltenden Mafinahmen (0 %-9,8 %) in Verbindung mit dem Regelzollsatz von 4 % ihre
Wettbewerber profitieren wiirden, die nachgelagerte Produkte zu geringeren Preisen auf den EU-Markt einfithren
konnten, weil sie keine Zolle auf ihre Rohstoffe (betroffene Ware) zahlen miissten. Die Verwender sind der
Ansicht, dass dies zu einer weiteren Verlagerung nachgelagerter Prozesse an Standorte auferhalb der EU fithren
und die Zukunft von angeblich 4 000 Beschiftigten in ihrem Wirtschaftszweig gefihrden wird. Die Untersuchung
ergab, dass die Nachweise zur Unterstiitzung dieser Behauptungen und angeblichen Risiken nicht belegen, dass es
sich dabei um wiederkehrende und strukturelle Probleme in Bezug auf den Wirtschaftszweig der Union handelt.

(137) Zunichst sei darauf verwiesen, dass gegeniiber der Ausgangsuntersuchung (an der 33 Verwender teilgenommen
hatten) nur recht wenige Verwender an dieser Untersuchung mitgearbeitet haben und dass die vorstehend
beschriebenen Schwierigkeiten daher sehr wahrscheinlich nicht fiir alle auf dem Unionsmarkt titigen Verwender
gelten.

(138) Was die spezifischen Behauptungen der mitarbeitenden Verwender betrifft, zeigte die Untersuchung, dass der
Wirtschaftszweig der Union iiber geniigend freie Kapazititen verfugt (die Kapazititsauslastung lag im
Untersuchungszeitraum der Uberpriifung bei 84 %) und eine breite Palette an Produkten und Qualititen bietet.
Dariiber hinaus gibt es neben den fiinf Herstellern in der EU zahlreiche alternative Lieferanten aus Drittlindern
mit wettbewerbsfihigen Preisen und einer breiten Produktpalette, darunter nicht von den Maffnahmen betroffene
chinesische Einfuhren. Auch in Anbetracht des relativ niedrigen Antidumpingzolls und der Tatsache, dass ein
GrofSteil der Einfuhren aus China nicht von den Maflnahmen betroffen ist, ist es unwahrscheinlich, dass die
geltenden Mafnahmen zum ausschlaggebenden Faktor fiir die angebliche Verlagerung der nachgelagerten
Unternehmen werden. Die Belege fiir Lieferverzogerungen schlieRlich waren vernachlissigbar.

(139) In Bezug auf die Kapazititsauslastung des Wirtschaftszweigs der Union im Untersuchungszeitraum der
Uberpriifung wandte eine interessierte Partei ein, dass eine Kapazititsauslastung von 84 % fast einer vollen
Auslastung entspreche und dass folglich nicht geniigend freie Kapazititen verfiigbar seien.
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(140) Die Untersuchung hat aufgezeigt, dass die durchschnittliche Fehlproduktion des Wirtschaftszweigs der Union im
UZU bei rund 6 % der Gesamtproduktion lag, was so gesehen einer theoretischen maximalen Kapazitits-
auslastung von 94 % entspricht und somit eine realistischere Einschitzung einer vollen Kapazititsauslastung ist
als die im Einwand angefiihrten 84 %. Angesichts einer verbleibenden freien Kapazitit von mindestens 10 % wird
der Einwand zuriickgewiesen.

(141) Dieselbe interessierte Partei behauptete, dass die Unionshersteller und die nichtchinesischen Hersteller nicht in der
Lage seien, die Gesamtnachfrage zu decken und den Umfang bestimmter Einzelbestellungen der europiischen
Verwenderindustrie zu bewiltigen.

(142) Es wird darauf verwiesen, dass die Fortsetzung der Mafinahmen nichts an den bestehenden Marktbedingungen
dndert. Die Untersuchung hat nicht ergeben, dass sich die Nachfrage der Verwender in puncto Umfang oder
Qualitit grundlegend gedndert hitte. Ferner ist allgemein bekannt, dass der Wirtschaftszweig der Union die
Marktnachfrage allein nicht decken kann und dass Einfuhren demzufolge unverzichtbar sind. Dariiber hinaus
sollen, was noch wichtiger ist, durch die Antidumpingmafinahmen wieder faire Wettbewerbs- und Handelsbe-
dingungen fiir alle betroffenen Parteien hergestellt werden, indem die durch die gedumpten chinesischen
Einfuhren entstandene bedeutende Schidigung beseitigt wird. Daher muss der Wirtschaftszweig der Union nicht
in der Lage sein, die Nachfrage auf dem Unionsmarkt allein zu decken. Im vorliegenden Fall gibt es Einfuhren aus
vielen verschiedenen Quellen und auch die Einfuhren, die von den Mafinahmen betroffen sind, gingen trotz dieser
Mafinahmen weiter. Eine Fortsetzung der Manahmen in ihrer jetzigen Form und in ihrem derzeitigen Umfang
hindert Verwender demnach nicht daran, chinesische Waren zu erwerben. In dieser Hinsicht wurden die
Bestimmungen der Antidumping-Verordnung eingehalten, und das Argument sollte folglich zuriickgewiesen
werden.

(143) Ferner wurde behauptet, die europdischen Hersteller hitten die Antidumpingzolle nicht genutzt, um ihre
Produktionskapazititen zu erhohen oder um ihre Ausriistung zu modernisieren; aus diesem Grunde seien sie
nicht in der Lage, ihren Marktanteil auf einem wachsenden Markt zu behaupten und wiren auflerdem in einer
extrem bequemen Situation, ohne sich um Wettbewerbsfihigkeit bemithen zu miissen.

(144) Zunichst ist daran zu erinnern, dass — wie bereits oben erwihnt — das Ziel von Antidumpingmafnahmen
darin besteht, schddigendes Dumping zu unterbinden, und dass es keine rechtliche Anforderung gibt, die den
Wirtschaftszweig der Union zu Umstrukturierung oder Modernisierung verpflichtet.

(145) Wie bereits in Erwdgungsgrund 138 dargelegt, war der Wirtschaftszweig der Union auf jeden Fall in der Lage,
seinen Absatz zu erhohen, da ausreichend freie Kapazititen zur Verfigung standen. Dariiber hinaus zeigt die
positive Entwicklung bei der Rentabilitit, dass die Produktionsverfahren des Wirtschaftszweigs der Union auf
einem Markt, der vor Dumpingpraktiken geschiitzt ist, nach wie vor wettbewerbsfihig sind. Auerdem kann die
Situation des Wirtschaftszweigs der Union keinesfalls als extrem komfortabel bezeichnet werden, da, wie die
Untersuchung zeigt, der Wirtschaftszweig der Union im Bezugszeitraum weiterhin eine bedeutende Schidigung
erlitten hat, indem er Marktanteile verloren und Verluste zu verzeichnen hatte. Und eben aufgrund dieser fragilen
Situation des Wirtschaftszweigs der Union, die zumindest teilweise durch die Dumpingpraktiken der
Vergangenheit und die anhaltende Preisunterbietung verursacht wurde, ist der Wirtschaftszweig der Union daran
gehindert worden, verstirkt in Kapazititserweiterungen und eine umfassendere Modernisierung zu investieren.

(146) Ein weiterer Einwand betraf eine mogliche Standortverlagerung nachgelagerter Unternehmen infolge der
geltenden Antidumpingzolle. Dieser Einwand wurde untermauert, indem auf einen fritheren Beitrag und eine
Anhoérung verwiesen wurde, in denen dieselbe Behauptung aufgestellt wurde.

(147) In dieser Sache wird darauf verwiesen, dass die Auswirkungen auf die Rentabilitit der Verwender in der
Stichprobe den Untersuchungsergebnissen zufolge begrenzt waren und folglich nicht als Entscheidungsgrund fiir
eine Umsiedlung der Verwenderindustrie der Union gesehen werden konnen. Auflerdem werden die Malnahmen
auf demselben Niveau wie zuvor fortgesetzt. Und nicht zuletzt wurden im Beitrag zur Anhorung keinerlei
Unternehmen aufgefiihrt, die tatsichlich umgesiedelt sind.

(148) Ein Einwand eines Einfiihrers betraf die wirtschaftliche Hirte, die ein Wechsel bei den Lieferanten der betroffenen
Ware mit sich bringe, da fur die Priifphase eine lange Zeit benétigt werde und — im Falle schwankender Qualitit
und unregelmafiger Lieferungen — die Gefahr bestehe, Kunden zu verlieren.

(149) Zu diesem Sachverhalt wird darauf hingewiesen, dass seit Inkrafttreten der Mafnahmen fast sechs Jahre
vergangen sind; dies sollte, selbst angesichts einer zeitaufwendigen Erprobung, den Einfithrern ausreichend Zeit
gegeben haben, alternative Lieferanten zu finden.

4. Schlussfolgerung zum Unionsinteresse

(150) Aus den dargelegten Griinden wurde in der Untersuchung die Schlussfolgerung gezogen, dass die Auswirkungen
der Mafinahmen auf die Verwender und Einfithrer unerheblich sind und dass daher keine ersichtlichen Griinde
dafiir vorliegen, die Mafnahmen auf der Grundlage des Unionsinteresses aufzuheben.
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(151)

(152)

(153)

(154)

(155)

G. ANTIDUMPINGMASSNAHMEN

Alle Parteien wurden iiber die wesentlichen Tatsachen und Erwigungen unterrichtet, auf deren Grundlage
beabsichtigt wurde, die Aufrechterhaltung der geltenden Maffnahmen zu empfehlen. Nach dieser Unterrichtung
wurde ihnen ferner eine Frist zur Stellungnahme eingerdumt. Die Beitrige und Stellungnahmen wurden
gebiihrend berticksichtigt.

Gemif Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung sollten daher die mit der Verordnung (EU) Nr. 1105/2010
eingefithrten Antidumpingmaffnahmen gegeniiber den Einfuhren hochfester Garne aus Polyestern mit Ursprung
in China aufrechterhalten werden.

Um das Umgehungsrisiko zu minimieren, das aufgrund der sehr unterschiedlichen Zollsitze besteht, werden in
diesem Fall besondere Vorkehrungen fiir erforderlich gehalten, mit denen eine ordnungsgemifle Erhebung der
Antidumpingzolle gewihrleistet werden soll. Diese Mafnahmen, die fir Unternehmen gelten, fir die ein
unternehmensspezifischer ~ Zollsatz ~ festgelegt wird, umfassen Folgendes: die Vorlage einer giiltigen
Handelsrechnung bei den Zollbehorden der Mitgliedstaaten, die den Bestimmungen von Artikel 1 Absatz 3
entspricht. Auf Einfuhren, fiir die keine solche Handelsrechnung vorgelegt wird, wird der fiir alle iibrigen
Hersteller geltende residuale Antidumpingzoll erhoben.

Ein Unternehmen kann die Anwendung dieser unternehmensspezifischen Antidumpingzollsitze beantragen, falls
es spater seinen Namen dndert. Der Antrag ist an die Kommission () zu richten. Er muss alle relevanten
Informationen enthalten, aus denen hervorgeht, dass die Anderung nicht das Recht des Unternehmens beriihrt, in
den Genuss des fiir es geltenden Zollsatzes zu kommen. Wenn die Umfirmierung des Unternehmens dieses Recht
nicht beriihrt, wird sie im Amtsblatt der Europdischen Union bekannt gemacht.

Diese Verordnung steht im Einklang mit der Stellungnahme des nach Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/1036 eingesetzten Ausschusses —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

(1)

Artikel 1

Es wird ein endgiltiger Antidumpingzoll eingefuhrt auf die Einfuhren von hochfesten Garnen aus Polyestern

(ausgenommen Nahgarne), nicht in Aufmachungen fiir den Einzelverkauf, einschlieflich synthetischer Monofile von
weniger als 67 dtex, mit Ursprung in der Volksrepublik China, die unter dem KN-Code 5402 20 00 eingereiht werden.

)

Fiir die in Absatz 1 beschriebene und von den nachstehend aufgefithrten Unternehmen hergestellte Ware gelten

folgende endgiiltige Antidumpingzollsitze auf den Nettopreis frei Grenze der Union, unverzollt:

Unternehmen Zoll (in %) TARIC-Zusatzcode
Zhejiang Guxiandao Industrial Fibre Co. Ltd 51 A974
Zhejiang Hailide New Material Co. Ltd 0 A976
Zhejiang Unifull Industrial Fibre Co. Ltd 5,5 A975
Im Anhang aufgefithrte Unternehmen 5,3 A977
Hangzhou Huachun Chemical Fiber Co. Ltd 0 A989

(" Europ%i_ische Kommission, Generaldirektion Handel, Direktion H, Rue de la Loi/Wetstraat 170, 1040 Bruxelles/Brussel, BELGIQUE/
BELGIE.
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Unternehmen Zoll (in %) TARIC-Zusatzcode
Oriental Industries (Suzhou) Ltd 9,8 A990
Alle iibrigen Unternehmen 9,8 A999

(3) Die Anwendung des unternchmensspezifischen Zollsatzes fiir das in Absatz 2 genannte Unternehmen setzt
voraus, dass den Zollbehorden der Mitgliedstaaten eine giiltige Handelsrechnung vorgelegt wird; diese muss eine
Erklirung enthalten, die von einer dafur zustindigen, mit Name und Funktion ausgewiesenen Person des rechnungsstel-
lenden Unternehmens datiert und unterzeichnet wurde und deren Wortlaut wie folgt lautet: ,Der Unterzeichnete
versichert, dass die auf dieser Rechnung aufgefilhrten und zur Ausfuhr in die Europidische Union verkauften
(Mengenangabe) hochfester Garne aus Polyestern von (Name und Anschrift des Unternehmens) (TARIC-Zusatzcode) in
der Volksrepublik China hergestellt wurden und dass die Angaben auf dieser Rechnung vollstindig und richtig sind.”
Wird keine solche Handelsrechnung vorgelegt, findet der fiir ,alle iibrigen Unternehmen” geltende Zollsatz Anwendung.

(4)  Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden Zollvorschriften Anwendung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 24. Februar 2017

Fiir die Kommission
Der Prisident
Jean-Claude JUNCKER
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Nicht in die Stichprobe einbezogene mitarbeitende ausfithrende Hersteller in der VR China (TARIC-Zusatzcode A977):

ANHANG

Unternehmen Ort

Heilongjiang Longdi Co. Ltd Harbin

Jiangsu Hengli Chemical Fibre Co. Ltd Wujiang

Hyosung Chemical Fiber (Jiaxing) Co. Ltd Jiaxing

Shanghai Wenlong Chemical Fiber Co. Ltd Shanghai

Shaoxing Haifu Chemistry Fibre Co. Ltd. Shaoxing

Sinopec Shanghai Petrochemical Co. Ltd Shanghai

Wuxi Taiji Industry Co. Ltd Wuxi

Zhejiang Kingsway High-Tech Fiber Co. Ltd

Haining City
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/ 326 DER KOMMISSION
vom 24. Februar 2017

zur 261. Anderung der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates iiber die Anwendung bestimmter
spezifischer restriktiver Mafnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit den
ISIL- (Da’esh-) und Al-Qaida-Organisationen in Verbindung stehen

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 iiber die Anwendung bestimmter
spezifischer restriktiver Manahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit den ISIL- (Da’esh-) und
Al-Qaida-Organisationen in Verbindung stehen ('), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 7a
Absatz 1,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1) Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 enthilt die Liste der Personen, Gruppen und Organisationen, deren
Gelder und wirtschaftliche Ressourcen mit der Verordnung eingefroren werden.

(2)  Am 22. Februar 2017 hat der Sanktionsausschuss des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen beschlossen, vier
natiirliche Personen in die Liste der Personen, Gruppen und Organisationen, deren Gelder und wirtschaftliche
Ressourcen einzufrieren sind, aufzunehmen. Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 sollte daher
entsprechend gedndert werden.

(3)  Damit die Wirksamkeit der in dieser Verordnung vorgesehenen Maffnahmen gewdhrleistet ist, sollte diese
Verordnung sofort in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird gemifl dem Anhang der vorliegenden Verordnung gedndert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 24. Februar 2017

Fiir die Kommission,
im Namen des Prdsidenten,

Kommissarischer Leiter des Dienstes fiir aufenpolitische
Instrumente

(') ABLL139vom 29.5.2002,S. 9.
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ANHANG

In Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 werden unter ,Natiirliche Personen” die folgenden Eintrige angefiigt:

a) ,Bassam Ahmad Al-Hasri (auch: a) Bassam Ahmad Husari, b) Abu Ahmad Akhlaq, ¢) Abu Ahmad al-Shami).
Geburtsdatum: a) 1.1.1969 b) ca. 1971. Geburtsort: a) Qalamun, Provinz Damaskus, Arabische Republik Syrien,
b) Ghutah, Provinz Damaskus, Arabische Republik Syrien, ¢) Tadamon, Rif Dimashq, Arabische Republik Syrien.
Staatsangehorigkeit: a) syrisch, b) palastinensisch. Anschrift: Arabische Republik Syrien (siidlicher Landesteil. Stand
vom Juli 2016). Tag der Benennung nach Artikel 7d Absatz 2 Buchstabe i: 22.2.2017."

b) ,Iyad Nazmi Salih Khalil (auch: a) Ayyad Nazmi Salih Khalil, b) Eyad Nazmi Saleh Khalil, ¢) Iyad al-Toubasi, d) Iyad
al-Tubasi, €) Abu al-Darda’, f) Abu-Julaybib al-Urduni, g) Abu-Julaybib). Geburtsdatum: 1974. Geburtsort: Arabische
Republik Syrien. Staatsangehorigkeit: Jordanien. Reisepassnummer: a) Jordanien 654781 (ausgestellt ca. 2009),
b) Jordanien 286062 (ausgestellt am 5.4.1999 in Zarqa, Jordanien, abgelaufen am 4.4.2004). Anschrift: Arabische
Republik Syrien (Kistenregion. Stand vom Juli 2016). Tag der Benennung nach Artikel 7d Absatz 2 Buchstabe i:
22.2.2017.°

¢) ,Ghalib Adbullah al-Zaidi (auch: a) Ghalib Abdallah al-Zaydi, b) Ghalib Abdallah Ali al-Zaydi, ¢) Ghalib al Zaydi).
Geburtsdatum: a) 1975, b) 1970. Geburtsort: Region Raqqah, Bezirk Marib, Jemen. Staatsangehorigkeit: jemenitisch.
Tag der Benennung nach Artikel 7d Absatz 2 Buchstabe i: 22.2.2017.

d) ,Nayif Salih Salim Al-Qaysi (auch: a) Naif Saleh Salem al Qaisi, b) Nayif al-Ghaysi). Geburtsdatum: 1983. Geburtsort:
Bezirk Al-Baydah, Jemen. Staatsangehorigkeit: jemenitisch. Reisepassnummer: Jemen 04796738. Anschrift: a) Bezirk
Al-Baydah, Jemen b) Sana’a, Jemen (fritherer Aufenthaltsort). Tag der Benennung nach Artikel 7d Absatz 2
Buchstabe i: 22.2.2017.*
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/ 327 DER KOMMISSION
vom 24. Februar 2017

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte fiir die Bestimmung der fiir bestimmtes Obst und Gemiise
geltenden Einfuhrpreise

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013
tiber eine gemeinsame Marktorganisation fur landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (),

gestiitzt auf die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchfithrungs-
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 12342007 des Rates fiir die Sektoren Obst und Gemiise und Verarbeitungser-
zeugnisse aus Obst und Gemiise (3), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Werte bei Einfuhren aus Drittlindern zu beriicksich-
tigenden Kriterien sind in der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 fiir die in ihrem Anhang XVI Teil A
aufgefiithrten Erzeugnisse und Zeitriume festgelegt.

(2)  Gemaf Artikel 136 Absatz 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert
an jedem Arbeitstag unter Beriicksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte
daher am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die in Artikel 136 der Durchfilhrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 24. Februar 2017

Fiir die Kommission,
im Namen des Présidenten,
Jerzy PLEWA
Generaldirektor

Generaldirektion Landwirtschaft und landliche Entwicklung

() ABL L 347 vom 20.12.2013,S.671.
() ABLL157vom15.6.2011, 8. 1.



25.2.2017 Amtsblatt der Europdischen Union L 49/33

ANHANG

Pauschale Einfuhrwerte fiir die Bestimmung der fiir bestimmtes Obst und Gemiise geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (*) Pauschaler Einfuhrwert

0702 00 00 EG 232,7
IL 75,4

MA 97,0

TR 98,9

77 126,0

0707 00 05 MA 79,2
TR 203,1

77 141,2

0709 91 00 EG 113,1
77 113,1

0709 93 10 MA 54,0
TR 166,7

77 110,4

0805 10 22, 0805 10 24, EG 43,1
0805 10 28 L 76.8
MA 48,2

TN 56,4

TR 75,0

ZA 196,8

77 82,7

0805 21 10, 0805 21 90, EG 100,8
0805 29 00 L 127.6
M 95,8

MA 103,0

TR 87,7

77 103,0

0805 22 00 IL 112,1
MA 95,4

77 103,8

0805 50 10 EG 71,3
TR 74,4

77 72,9

0808 30 90 CL 175,7
CN 112,2

ZA 125,1

77 137,7

(') Nomenklatur der Linder gemif$ der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchfithrung
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates iiber Gemeinschaftsstatistiken des Auffenhandels
mit Drittlindern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Linder und Gebiete (ABL. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der
Code ,ZZ* steht fur ,Andere Urspriinge®.
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BESCHLUSSE

BESCHLUSS (EU) 2017/328 DES RATES
vom 21. Februar 2017

zur Anderung des Beschlusses 1999/70/EG iiber die externen Rechnungspriifer der nationalen
Zentralbanken hinsichtlich der externen Rechnungspriifer der Bank of Greece

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf das dem Vertrag iiber die Europdische Union und dem Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union beigefiigte Protokoll Nr. 4 iiber die Satzung des Europiischen Systems der Zentralbanken und der Europiischen
Zentralbank, insbesondere auf Artikel 27.1,

gestiitzt auf die Empfehlung der Europiischen Zentralbank vom 22. Dezember 2016 an den Rat der Europdischen
Union zu den externen Rechnungspriifern der Bank of Greece (EZB[2016/46) ('),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Jahresabschliisse der Europdischen Zentralbank (EZB) und der nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten,
deren Wiahrung der Euro ist, miissen von unabhingigen externen Rechnungspriifern, die vom EZB-Rat empfohlen
und vom Rat anerkannt werden, gepriift werden.

(2)  Das Mandat der gegenwirtigen externen Rechnungspriifer der Bank of Greece endet nach der Rechnungspriifung
fir das Geschiftsjahr 2016. Es ist deshalb erforderlich, ab dem Geschiftsjahr 2017 externe Rechnungspriifer zu
bestellen.

(3)  Die Bank of Greece hat fiir die Geschiftsjahre 2017 bis 2021 Deloitte Certified Public Accountants S.A. als ihre
externen Rechnungspriifer ausgewihlt.

(4)  Der EZB-Rat hat empfohlen, Deloitte Certified Public Accountants S.A. als externe Rechnungspriifer der Bank of
Greece fiir die Geschiftsjahre 2017 bis 2021 zu bestellen.

(5)  GemifR der Empfehlung des EZB-Rates sollte der Beschluss 1999/70/EG des Rates (}) entsprechend gedndert
werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 1 Absatz 12 des Beschlusses 1999/70/EG erhalt folgende Fassung:

,(12)  Deloitte Certified Public Accountants S.A. wird als externer Rechnungspriifer der Bank of Greece fiir die
Geschiftsjahre 2017 bis 2021 anerkannt.”

Artikel 2

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam.

() ABL C3vom 6.1.2017,S.1.
(*) Beschluss 1999/70/EG des Rates vom 25. Januar 1999 iiber die externen Rechnungspriifer der nationalen Zentralbanken (ABL. L 22 vom
29.1.1999, S. 69).
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Artikel 3

Dieser Beschluss ist an die EZB gerichtet.

Geschehen zu Briissel am 21. Februar 2017.

Im Namen des Rates
Der Président
E. SCICLUNA
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BESCHLUSS (EU) 201 7/329 DER KOMMISSION
vom 4. November 2016

iiber die Malnahme SA.39235 (2015/C) (ex 2015/NN) Ungarns beziiglich der Besteuerung von
Werbeumsitzen

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2016) 6929)

(Nur der ungarische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)
DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2
Unterabsatz 1,

gestiitzt auf das Abkommen iiber den Europdischen Wirtschaftsraum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme gemdf den genannten Bestimmungen () und unter
Beriicksichtigung ihrer Stellungnahmen,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

1. VERFAHREN

(1) Im Juli 2014 erlangte die Kommission Kenntnis dariiber, dass Ungarn einen Rechtsakt erlassen hat, auf dessen
Grundlage aus Werbeaktivititen erzielte Umsdtze besteuert werden (im Folgenden ,Werbesteuer”). Mit Schreiben
vom 13. August 2014 ibermittelte die Kommission ein Auskunftsersuchen an die ungarischen Behorden, das
diese mit Schreiben vom 2. Oktober 2014 beantworteten. Mit Schreiben vom 1. Dezember 2014 wurden weitere
Fragen an die ungarischen Behorden gestellt, woraufhin diese mit Schreiben vom 16. Dezember 2014 zusitzliche
Informationen tibermittelten.

(2)  Mit Schreiben vom 2. Februar 2015 wurden die ungarischen Behorden dariiber unterrichtet, dass die Kommission
den Erlass eines Beschlusses zur Aussetzung der Maffnahme gemifl Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 659/1999 des Rates (?) in Erwidgung ziehen werde. Mit Schreiben vom 17. Februar 2015 iibermittelten die
ungarischen Behorden ihre Stellungnahme zu diesem Schreiben.

(3)  Am 12. Midrz 2015 teilte die Kommission Ungarn ihren Beschluss mit, das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2
AEUV (im Folgenden ,Einleitungsbeschluss®) in Bezug auf die Maflnahme einzuleiten und eine Aussetzungs-
anordnung nach Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 zu erlassen.

(4)  Der Einleitungsbeschluss und die Aussetzungsanordnung wurden im Amtsblatt der Europdischen Union (°)
verdffentlicht. Die Kommission hat die Beteiligten zur Stellungnahme zu der Mafinahme aufgefordert.

(5)  Bei der Kommission gingen Stellungnahmen von drei Beteiligten ein. Sie leitete diese an die ungarischen Behorden
weiter, die Gelegenheit zur Stellungnahme erhielten.

(6)  Am 21. April 2015 {ibermittelten die ungarischen Behorden der Kommission den Entwurf eines Vorschlags zur
Anderung der Werbesteuer. Am 8. Mai 2015 ersuchte die Kommission Ungarn um Informationen zu der
geplanten Anderung.

(') ABL C 136 vom 24.4.2015,S. 7.

(*) Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. Marz 1999 iiber besondere Vorschriften fiir die Anwendung von Artikel 93 des EG-
Vertrags (ABL L 83 vom 27.3.1999, S. 1), aufgehoben und ersetzt durch die Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates vom 13. Juli 2015
tiber besondere Vorschriften fiir die Anwendung von Artikel 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (ABL. L 248
vom 24.9.2015, S.9).

() Vgl. FuRnote 1.
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(7)  Am 4. Juni 2015 dnderte Ungarn die Werbesteuer ohne vorherige Anmeldung bei der — oder Genehmigung
durch die — Kommission. Am 5. Juli 2015 traten die Anderungen in Kraft.

(8)  Mit Schreiben vom 6. Juli 2015 iibermittelte Ungarn seine Erwiderung auf den Einleitungsbeschluss und auf die
Stellungnahmen der Beteiligten sowie Erlduterungen zu der Anderung der Werbesteuer.

2. AUSFUHRLICHE BESCHREIBUNG DER WERBESTEUER
2.1. GELTUNGSBEREICH UND BEMESSUNGSGRUNDLAGE DER STEUER

(9)  Am 11. Juni 2014 erlief Ungarn das Werbesteuergesetz XXII von 2014 (im Folgenden ,Gesetz*), das am 4. Juli
und 18. November 2014 gedndert wurde. Mit dem Gesetz wurde eine neue Sondersteuer auf Umsitze eingefiihrt,
die in Ungarn aus der Veroffentlichung von Werbung erzielt werden; die neue Steuer gilt zusitzlich zu
bestehenden Unternehmenssteuern, insbesondere der Einkommensteuer. Ziel des Gesetzes ist Ungarn zufolge die
Forderung des Grundsatzes der offentlichen Lastenverteilung.

(10) Die Werbesteuer wird auf Umsitze erhoben, die aus Werbung in den im Gesetz aufgefithrten Medien erzielt
werden (z. B. bei Mediendiensten, in Presseunterlagen, in der Aufenwerbung, auf Fahrzeugen oder Immobilien, in
Druckerzeugnissen und im Internet). Besteuert werden alle Medienunternehmen; steuerpflichtig ist grundsitzlich
der Herausgeber der Werbung. Riaumlicher Geltungsbereich der Steuer ist Ungarn.

(11) Die Steuerbemessungsgrundlage ist der Umsatz, den der Herausgeber aus den von ihm erbrachten Werbedienst-
leistungen erzielt, ohne Abzug von Kosten. Die Steuerbemessungsgrundlage verbundener Unternehmen wird
aggregiert. Der effektive Steuersatz ergibt sich daher aus dem von der gesamten Unternechmensgruppe in Ungarn
erzielten Werbeumsatz.

(12) Fur Eigenwerbung, d. h. fir Werbung im Zusammenhang mit den Produkten, Waren, Dienstleistungen,
Tatigkeiten, dem Namen und dem Auftritt des Herausgebers selbst, gilt eine besondere Steuerbemessungs-
grundlage. In diesem Fall werden als Steuerbemessungsgrundlage die dem Herausgeber unmittelbar in Verbindung
mit dem Veroffentlichen der Werbung entstandenen Kosten herangezogen.

2.2. PROGRESSIVE STEUERSATZE

(13) Das Gesetz sicht fiir die Steuersitze eine progressive Struktur zwischen 0 % und 1 % fiir Unternehmen mit
geringen bzw. mittleren Werbeumsdtzen und 50 % fiir Unternehmen mit hohen Werbeumsitzen vor, die wie
folgt gestaffelt ist:

— Fiir den Teil des Umsatzes unter 0,5 Mrd. HUF: 0 %

— Fiir den Teil des Umsatzes zwischen 0,5 und 5 Mrd. HUF: 1 %
— Fiir den Teil des Umsatzes zwischen 5 und 10 Mrd. HUF: 10 %
— Fiir den Teil des Umsatzes zwischen 10 und 15 Mrd. HUF: 20 %
— Fiir den Teil des Umsatzes zwischen 15 und 20 Mrd. HUF: 30 %

— Fiir den Teil des Umsatzes itber 20 Mrd. HUF: 50 %

(14) Durch das 2014 erlassene Gesetz LXXIV iiber die Anderung bestimmter steuerrechtlicher Vorschriften und damit
verbundener Rechtsvorschriften und des 2010 erlassenen Gesetzes CXXII iiber die nationale Zoll- und
Steuerverwaltung, mit dem das Gesetz geindert wurde, wurde der Hochstsatz ab dem 1. Januar 2015 von 40 %
auf 50 % angehoben.

2.3. ABZUG VORGETRAGENER VERLUSTE VON DER STEUERBEMESSUNGSGRUNDLAGE FUR 2014

(15) Nach dem Gesetz konnten Unternehmen 50 % der von ihnen nach dem Korperschaftsteuer- und Einkommen-
steuergesetz vorgetragenen Verluste fritherer Jahre von der Steuerbemessungsgrundlage fiir 2014 abziehen.
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(16) Durch eine Anderung dieses Gesetzes vom 4. Juli 2014 wurde dieser Abzug auf Unternehmen beschrinkt, die
2013 keinen Gewinn erwirtschaftet haben (d. h. deren Gewinn vor Steuern im Geschiftsjahr 2013 gleich null
oder negativ war). Daher haben Unternehmen mit Verlustvortrigen aus fritheren Jahren, die jedoch 2013 einen
Gewinn erzielt haben, keinen Anspruch auf den Abzug. Ungarn zufolge sollen durch die Anderung Steuerhin-
terziehung und die Umgehung der Steuerpflicht verhindert werden.

(17) Die Abzugsfihigkeit des Verlustvortrags gilt nur fiir die Steuererklirung fur 2014. Sie gilt nicht fir die
Steuererklarung fiir 2015 oder die darauffolgenden Jahre.

2.4. FESTSETZUNG DER STEUERSCHULD UND STEUERANMELDUNG

(18) Nach dem Gesetz ermittelt der Steuerpflichtige seine Steuerschuld selbst und reicht bis zum letzten Tag des
finften Monates nach Ende des Steuerjahres eine Steueranmeldung bei der Steuerbehorde ein.

2.5. ENTRICHTUNG DER STEUER

(19) Das Gesetz sieht vor, dass der Steuerpflichtige seine Steuerschuld bis zum letzten Tag des fiinften Monats nach
Ende des Steuerjahres ermittelt, anmeldet und begleicht.

(20)  Fir 2014 war die Steuer ab Inkrafttreten des Gesetzes am 18. Juli 2014 auf der Grundlage des 2014 erzielten
Werbeumsatzes anteilig fillig. Der Steuerpflichtige musste die Steuer im Voraus fiir das Jahr 2014 (auf Grundlage
seines 2013 erzielten Werbeumsatzes) bis zum 20. August 2014 ermitteln und erkldren und sie in zwei gleichen
Raten bis zum 20. August 2014 bzw. 20. November 2014 zahlen.

(21) Den von den ungarischen Behorden iibermittelten vorldufigen Daten zufolge wurden bis zum 28. November
2014 Steuervorauszahlungen fiur 2014 in Hohe von insgesamt 2 640 100 000 HUF (~ 8 500 000 EUR)
eingenommen. Ca. 80 % der im Rahmen dieser Vorauszahlungen erhaltenen Steuereinnahmen wurden von einer
Unternehmensgruppe entrichtet.

2.6. MIT DEM GESETZ LXII VOM 4. JUNI 2015 EINGEFUHRTE ANDERUNGEN

(22)  Mit dem Gesetz LXII vom 4. Juni 2015 dnderte Ungarn — nach dem Erlass des Einleitungsbeschlusses — das
Werbesteuergesetz, indem die progressive Staffelung von sechs Steuersitzen zwischen 0 % und 50 % durch die
folgende zweistufige Regelung ersetzt wurde:

— 0 % auf den Teil des Umsatzes, der 100 Mio. HUF nicht iiberschreitet sowie

— 5,3 % auf den Teil des Umsatzes, der tiber 100 Mio. HUF liegt.

(23) Die Anderung sieht eine optionale riickwirkende Anwendung zum Inkrafttreten des Gesetzes im Jahr 2014 vor.
Die Steuerpflichtigen konnen also fiir die Vergangenheit wihlen, ob sie nach dem neuen zweistufigen System
oder nach der alten progressiven Staffelung mit sechs Steuersitzen besteuert werden.

(24)  Die Bestimmungen {iber den Abzug von Verlustvortriagen von der Steuerbemessungsgrundlage fiir 2014, die auf
Unternehmen beschrinkt ist, die 2013 keinen Gewinn erwirtschaftet haben, bleiben unverandert.

3. FORMLICHES PRUFVERFAHREN
3.1. GRUNDE FUR DIE EINLEITUNG DES FORMLICHEN PRUFVERFAHRENS

(25) Die Kommission leitete das formliche Priifverfahren ein, weil sie zu dem Zeitpunkt die progressive Struktur der
Steuer und die im Gesetz festgelegten Bestimmungen zur Abzugsfihigkeit vorgetragener Verluste von der
Steuerbemessungsgrundlage als staatliche Beihilfen betrachtete.
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(26) Nach Auffassung der Kommission wird bei den progressiven Steuersitzen zwischen Unternehmen mit hohen
Werbeeinnahmen (und somit groeren Unternehmen) und Unternehmen mit geringen Werbeeinnahmen (und
somit kleineren Unternehmen) unterschieden, wobei Letzteren auf Grundlage ihrer Grofe ein selektiver Vorteil
gewihrt wird. Die Kommission hatte Zweifel daran, dass das von Ungarn geltend gemachte Argument der
Zahlungsfihigkeit als Leitprinzip fir Umsatzsteuern zugrunde gelegt werden kann. Daher gelangte die
Kommission vorldufig zu dem Schluss, dass der im Gesetz vorgeschene progressive Charakter der Werbesteuer
eine staatliche Beihilfe darstellte, da alle anderen einschligigen Kriterien fiir das Vorliegen einer Beihilfe ebenfalls
erfiillt zu sein schienen.

(27)  Ferner war die Kommission der Auffassung, dass die Bestimmungen des Gesetzes beziiglich der Moglichkeit des
Abzugs von fritheren, nach dem Korperschaftsteuer- und Einkommensteuergesetz vorgetragenen Verlusten sowie
insbesondere die Beschrinkung auf Unternehmen, die 2013 keinen Gewinn erwirtschaftet haben, dazu fiihren,
dass Unternehmen, die sich hinsichtlich der umsatzbezogenen Steuer in einer vergleichbaren Situation befinden,
unterschiedlich behandelt werden. Der Kommission zufolge schien Unternehmen, die 2013 keinen Gewinn
erwirtschaftet haben, gegeniiber Unternehmen, die vor 2013 Verluste verzeichneten oder aber gar nicht defizitar
waren, mit den Bestimmungen ein selektiver Vorteil gewahrt zu werden. Nach Auffassung der Kommission war
diese unterschiedliche steuerliche Behandlung nicht durch die Natur und die Logik des Steuersystems
gerechtfertigt, insbesondere da Ungarn geltend machte, dass der Erhebung der Werbesteuer der Ansatz zugrunde
liegt, dass allein die Einnahme von Werbeumsitzen diese Besteuerung rechtfertigt. Deshalb betrachtete die
Kommission die in Rede stehenden Bestimmungen als staatliche Beihilfe, da alle anderen einschldgigen Kriterien
fur das Vorliegen einer Beihilfe ebenfalls erfiillt zu sein schienen.

(28)  Die Mafnahmen schienen nicht mit dem Binnenmarkt vereinbar zu sein.

3.2. STELLUNGNAHMEN BETEILIGTER
(29)  Bei der Kommission gingen Stellungnahmen von drei Beteiligten ein.

(30)  Der ungarische Werbefachverband beschrieb die Situation der Werbebranche in Ungarn und duferte sich kritisch zu
der Werbesteuer als solche. Nach Ansicht des Verbands wird der schon jetzt unter riickliufigen Einnahmen
leidende Sektor durch die Steuer zusitzlich belastet. Er weist darauf hin, dass kleine Medienunternehmen
aufgrund ihrer geringen Gewinnmargen durch jede Art von Werbesteuer vom Markt verdrangt werden konnen.

(31) Der ungarische private Fernsehsender TV2 nahm nur zum Abzug fritherer, fur korperschafts- oder einkommen-
steuerrechtliche Zwecke vorgetragener Verluste Stellung. Nach Auffassung von TV2 ist die Bestimmung tiber die
Verrechnung fritherer Verluste nicht selektiv, weil sie in den Ermessensspielraum des Mitgliedstaats fallt, eine
umsatzbezogene Steuer zu konzipieren, die auch Elemente einer auf der Zahlungsfihigkeit beruhenden Steuer
beinhaltet. Wenn die Kommission feststelle, dass die Regelung iiber den Abzug fritherer Verluste ein selektives
Element enthilt, konne es sich dabei nur um die weitere Beschrankung auf Unternehmen handeln, die 2013
keinen Gewinn erzielt haben, nicht jedoch um die allgemeine Bestimmung zur Abzugsfahigkeit fritherer Verluste.

(32) RTL stimmt der im Einleitungsbeschluss abgegebenen Bewertung der Kommission zu und fithrt an, dass zwei
weitere selektive Elemente durch die Werbesteuer geschaffen wiirden: i) offentlich-rechtliche Sender wiirden
gegeniiber kommerziellen Sendern bevorzugt, weil die offentlich-rechtlichen Sender angeblich in erster Linie
durch staatliche Mittel finanziert werden und daher weniger stark von der Steuer betroffen wiren; ii) in
ungarischem Besitz befindliche Sender wiirden gegeniiber internationalen Marktteilnehmern bevorzugt, weil in
ungarischem Besitz befindliche Sender angeblich typischerweise geringere Werbeeinnahmen haben als grofere
internationale Marktteilnehmer.

3.3. STANDPUNKT DER UNGARISCHEN BEHORDEN

(33) Die ungarischen Behorden bestreiten, dass die in Rede stehenden Mafinahmen eine staatliche Beihilfe darstellen.
Sie argumentieren im Wesentlichen, dass sich die Zahlungsfihigkeit nicht nur an der Rentabilitit eines
Unternehmens zeigt, sondern auch an seinem Marktanteil und demzufolge auch am Umsatz. Ungarn fiihrt an,
dass die progressiven Steuersitze einer umsatzbezogenen Steuer durch die Zahlungsfahigkeit gerechtfertigt seien
und es in die nationale Zustandigkeit falle, die Steuerstufen im Einzelnen festzulegen. Nach Auffassung Ungarns
ist die Ubergangsmafnahme fir Unternehmen, die 2013 unrentabel waren, gerechtfertigt, weil solche
Unternehmen ohne diese Mafinahme eine zu hohe Steuerlast tragen miissten.
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(34) Ungarn bestreitet den selektiven Charakter der Steuerregelung insbesondere mit dem Argument, dass nicht vom
Bezugssystem abgewichen werde, weil das Bezugssystem im Falle progressiver Steuern die Kombination aus
Steuerbemessungsgrundlage und den entsprechenden Steuersitzen sei. Daher wiirden Unternehmen, die sich in
derselben tatsichlichen und rechtlichen Situation befinden (d. h. fur die dieselbe Steuerbemessungsgrundlage gilt),
in gleicher Hohe besteuert.

3.4. STELLUNGNAHME UNGARNS ZU DEN STELLUNGNAHMEN DER BETEILIGTEN

(35) Ungarn erklirte, dass der ungarische Werbefachverband die Funktionsweise des ungarischen Werbemarktes in
seinem Sachvortrag zutreffend beschrieben habe und bestitigte insbesondere die Schlussfolgerung, kleinere
Unternehmen und neue Marktteilnehmer befinden sich in einer schwierigeren Lage als Unternchmen mit
hoherem Umsatz. Daher sei die Lage kleiner Marktteilnehmer auf dem Werbemarkt nicht mit der groferer
Herausgeber vergleichbar, die tiber eine grofere Zahlungsfihigkeit verfiigten und progressiv hoher besteuert
werden sollten.

(36) Ungarn stimmt der Stellungnahme von TV2 zu und weist darauf hin, dass die Rentabilitdt als Kriterium fiir die
Besteuerung nach dem Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache Gibraltar eine allgemeine steuerliche Manahme
darstellt, weil sie Folge eines zufilligen Umstands ist.

(37) Ungarn widerspricht den Argumenten von RTL aus den bereits in seinen vorherigen Sachvortrigen dargelegten
Griinden. Ungarn erkldrt ferner, dass offentlich-rechtliche und kommerzielle Sender im Gesetz gleichbehandelt
werden und dass gegen Vergiitung erbrachte Werbedienstleistungen grundsitzlich der gleichen Steuerpflicht
unterliegen.

4. WURDIGUNG DER BEIHILFE
4.1. VORLIEGEN EINER STAATLICHEN BEIHILFE IM SINNE DES ARTIKELS 107 ABSATZ 1 AEUV

(38) Artikel 107 Absatz 1 AEUV lautet: ,Soweit in den Vertrdgen nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatliche
oder aus staatlichen Mitteln gewdhrte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begiinstigung bestimmter
Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfilschen oder zu verfilschen drohen, mit dem
Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeintrichtigen.”

(39) Die Einstufung einer Maffnahme als Beihilfe im Sinne dieser Bestimmung setzt daher voraus, dass alle folgenden
Bedingungen erfiillt sind: i) die Maffnahme muss dem Staat zurechenbar sein und durch staatliche Mittel
finanziert werden; ii) dem Empfinger muss daraus ein Vorteil entstehen; iii) dieser Vorteil muss selektiv sein; iv)
die Mafnahme muss den Wettbewerb verfilschen oder zu verfilschen drohen und den Handel zwischen
Mitgliedstaaten beeintrichtigen.

4.1.1. STAATLICHE MITTEL UND ZURECHENBARKEIT ZUM STAAT

(40)  Um als staatliche Beihilfe eingestuft zu werden, muss eine Maflnahme einem Mitgliedstaat zurechenbar sein und
durch staatliche Mittel finanziert werden.

(41) Da die beanstandeten Mafinahmen auf ein Gesetz des ungarischen Parlaments zuriickzufithren sind, sind sie
eindeutig dem ungarischen Staat zurechenbar.

(42)  Auch im Hinblick auf die Finanzierung der Mafnahme durch staatliche Mittel, bei der der Staat infolge der
Mafnahme auf Einnahmen verzichtet, die er unter normalen Umstinden von einem Unternehmen erheben
misste, sind die Voraussetzungen erfullt (). Im vorliegenden Fall verzichtet Ungarn auf Einnahmen, die es
andernfalls von Unternehmen mit einem geringeren einschligigen Umsatz (und somit von kleineren
Unternehmen) erheben miisste, wenn sie derselben Besteuerung unterlegen hitten wie Unternechmen mit héherem
Umsatz (und somit grofSere Unternehmen).

4.1.2. VORTEIL

(43) Nach der Rechtsprechung der Gerichte der Union umfasst der Begriff der Beihilfe nicht nur positive Leistungen,
sondern auch Mafinahmen, die in verschiedener Form die Belastungen vermindern, die ein Unternehmen
normalerweise zu tragen hat (). Ein Vorteil kann durch verschiedene Arten der steuerlichen Entlastung eines

(*) Urteil Frankreich/Ladbroke Racing Ltd und Kommission, C-83/98 P, ECLLEU:C:2000:248 und ECLLEU:C:1999:577, Rn. 48 bis 51.
Gleichermaflen kann eine Mafnahme, mit der bestimmten Unternehmen eine Steuerreduzierung oder die Aufschiebung einer
normalerweise filligen Zahlung gewiahrt wird, eine staatliche Beihilfe darstellen (vgl. Urteil Paint Graphos u. a., C-78/08 bis C-80/08,
Rn. 46).

(’) Urteil Adria-Wien Pipeline, C-143/99, ECLLEU:C:2001:598, Rn. 38.
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Unternehmens gewahrt werden, insbesondere durch eine Reduzierung des anwendbaren Steuersatzes, der Bemes-
sungsgrundlage oder des filligen Steuerbetrags (°). Auch wenn bei einer SteuerermifSigung kein positiver Transfer
staatlicher Mittel erfolgt, begriindet sie dennoch einen Vorteil, weil sie die betroffenen Unternehmen in eine
giinstigere finanzielle Lage versetzt und zu einem Einkommensverlust fiir den Staat fihrt (7).

(44) Das Gesetz legt die progressiven Steuersitze fest, die fiir den mit Werbung in Ungarn erzielten Jahresumsatz
gelten und von den Steuerstufen abhingen, in die der Umsatz des Unternehmens fallt. Der progressive Charakter
dieser Steuersitze bewirkt, dass der Prozentsatz des auf den Umsatz eines Unternehmens erhobenen Beitrags
progressiv in Abhangigkeit von der Zahl der Besteuerungsstufen, in die der Umsatz fillt, steigt. Die Folge ist, dass
Unternehmen mit niedrigem Umsatz (kleinere Unternehmen) einem wesentlich niedrigeren durchschnittlichen
Steuersatz unterliegen als Unternehmen mit hohem Umsatz (groflere Unternehmen). Dadurch, dass Unternehmen
mit niedrigem Umsatz einem wesentlich niedrigeren durchschnittlichen Steuersatz unterliegen, werden sie im
Vergleich zu Unternehmen mit hohem Umsatz weniger belastet, was den kleineren Unternehmen gegeniiber
groferen Unternehmen einen Vorteil im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV verschafft.

(45)  Gleichermaflen verschafft die im Gesetz vorgesehene Moglichkeit des Abzugs von nach dem Korperschaftsteuer-
und Einkommensteuergesetz vorgetragenen Verlusten den Unternehmen, die 2013 keinen Gewinn erwirtschaftet
haben, einen Vorteil, da ihre Steuerbemessungsgrundlage bzw. ihre Steuerbelastung im Vergleich zu
Unternehmen, die von dieser Steuererleichterung nicht Gebrauch machen konnen, verringert wird.

4.1.3. SELEKTIVITAT

(46) Eine Mafinahme ist selektiv, wenn sie bestimmte Unternehmen oder Produktionszweige im Sinne des
Artikels 107 Absatz 1 AEUV begiinstigt. Fir steuerliche Regelungen hat der Gerichtshof festgestellt, dass die
Selektivitit einer Malnahme auf Grundlage einer dreistufigen Analyse zu beurteilen ist (%). Erstens wird die im
Mitgliedstaat anwendbare allgemeine oder normale Steuerregelung ermittelt: das ,Bezugssystem®. Zweitens ist zu
bestimmen, ob eine Mafinahme von diesem System abweicht, indem sie zwischen Wirtschaftsteilnehmern
differenziert, die sich im Hinblick auf die inhidrenten Ziele des Systems in einer vergleichbaren tatsichlichen und
rechtlichen Situation befinden. Wenn die betreffende Maffnahme keine Abweichung vom Bezugssystem darstellt,
ist sie nicht selektiv. Wenn sie eine Abweichung darstellt (und daher prima facie selektiv ist), ist im dritten Schritt
zu priifen, ob die abweichende Maflnahme durch die Natur oder den inneren Aufbau des (Bezugs-)Steuersystems
gerechtfertigt ist (°). Wenn eine prima facie selektive Mafinahme durch die Natur oder den inneren Aufbau des
Systems gerechtfertigt ist, ist sie nicht als selektiv anzusehen und fillt daher nicht unter Artikel 107 Absatz 1
AEUV.

4.1.3.1. Bezugssystem
(47)  Das Bezugssystem stellt den Rahmen dar, in dem die Selektivitit einer Mainahme bewertet wird.

(48) Im vorliegenden Fall besteht das Bezugssystem aus der Anwendung einer speziellen Werbesteuer auf Umsitze, die
mit Werbedienstleistungen erzielt werden, d. h. auf die volle Vergiitung, die Herausgeber fir die Veroffentlichung
von Werbung ohne Abzug von Kosten erhalten. Nach Auffassung der Kommission kénnen die progressiven
Steuersdtze der Werbesteuer nicht als Teil dieses Bezugssystems betrachtet werden.

(49) Wie der Gerichtshof klargestellt hat (*°), ist es nicht immer ausreichend, die Priiffung der Selektivitit auf die Frage
zu beschrinken, ob eine Malnahme vom Bezugssystem, so wie es vom Mitgliedstaat definiert wird, abweicht. Es
muss auch gepriift werden, ob der Mitgliedstaat die Grenzen dieses Systems auf einheitliche Weise, oder, im
Gegenteil, eindeutig willkiirlich oder voreingenommen festgelegt hat, um bestimmte Unternehmen gegeniiber

(®) Vgl. Urteil Italien/Kommission, C-66/02, ECLLEU:C:2005:768, Rn. 78; Urteil Cassa di Risparmio di Firenze u. a., C-222/04,
ECLL:EU:C:2006:8, Rn. 132; Urteil Ministerio de Defensa und Navantia, C-522/13, ECLLEU:C:2014:2262, Rn. 21 bis 31. Vgl.
Randnummer 9 der Mitteilung der Kommission iiber die Anwendung der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen auf Maffnahmen im
Bereich der direkten Unternehmensbesteuerung (ABL C 384 vom 10.12.1998, S. 3).

() Urteil Air Liquide Industries Belgium, C-393/04 und C-41/05, ECLL:EU:C:2006:403 und ECLLEU:C:2006:216, Rn. 30 sowie Urteil
Banco Exterior de Esparia, C-387/92, ECLIEU:C:1994:100, Rn. 14.

(®) Vgl. z. B. Urteil Kommission/Niederlande (NOx), C-279/08 P, ECLLEU:C:2011:551; Urteil Adria-Wien Pipeline, C-143/99,
ECLL:EU:C:2001:598, Urteil Paint Graphos u. a., C-78/08 bis C-80/08, ECLLEU:C:2011:550 und ECLLEU:C:2010:411, Urteil GIL
Insurance, C-308/01, ECLLEU:C:2004:252 und ECLLEU:C:2003:481.

() Mitteilung der Kommission tiber die Anwendung der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen auf Mafnahmen im Bereich der direkten
Unternchmensbesteuerung.

(") Urteil Kommission und Spanien/Regierung von Gibraltar und Vereinigtes Konigreich, C-106/09 P und C-107/09 P, ECLLEU:
C:2011:732.
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anderen zu bevorzugen. Andernfalls kénnten die Mitgliedstaaten die Beihilfevorschriften umgehen, wenn sie, statt
allgemeine Regeln fiir alle Unternehmen festzulegen, von denen sie fiir manche Unternehmen eine Abweichung
treffen, das gleiche Ergebnis erreichen, indem sie ihre Regeln so anpassen und kombinieren, dass alleine durch
ihre Anwendung verschiedene Unternehmen eine verschiedene Steuer- und Abgabenlast tragen (). In diesem
Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass Artikel 107 Absatz 1 AEUV gemif$ der stindigen Rechtsprechung des
Gerichtshofs nicht nach den Griinden oder Zielen staatlicher Beihilfen unterscheidet, sondern diese nach ihren
Wirkungen und somit unabhingig von den verwendeten Techniken beschreibt (12).

(50)  Die mit dem Gesetz eingefiihrte progressive Steuerstruktur scheint von Ungarn gezielt darauf ausgelegt worden
zu sein, bestimmte Unternehmen gegeniiber anderen zu bevorzugen. Nach der mit dem Gesetz eingefithrten
progressiven Steuerstruktur werden Unternchmen, die Werbung verdffentlichen, nach unterschiedlichen
progressiv steigenden Steuersitzen zwischen 0 % und 50 % besteuert, je nachdem in welche Steuerstufe ihr
Umsatz fillt. Infolgedessen gilt fiir Unternehmen, die der Werbesteuer unterliegen, je nach Hohe des Umsatzes ein
unterschiedlicher Steuersatz.

(51) Die mit dem Gesetz eingefithrten progressiven Steuersitze bewirken also, dass verschiedene Unternehmen
abhingig von ihrer Grofle einer unterschiedlichen Besteuerung unterliegen (ausgedriickt als Anteil an ihrem
insgesamt aus Werbedienstleistungen erwirtschafteten Jahresumsatz), da der von den Unternehmen erzielte
Werbeumsatz in gewissem MafSe mit ihrer Grofle korreliert.

(52) Da jedes Unternehmen nach einem unterschiedlichen Satz besteuert wird, ist es der Kommission nicht moglich, in
der Werbesteuer einen einzelnen Referenzsteuersatz zu ermitteln. Ungarn hat keinen spezifischen Steuersatz als
Referenzsatz oder ,normalen” Satz angegeben und hat nicht erklirt, warum ein hoherer Steuersatz bei
Unternehmen mit hoherem Umsatz gerechtfertigt wire oder aus welchem Grund fur Unternehmen mit
geringeren Werbeumsitzen niedrigere Steuersitze gelten sollten.

(53) Erklartes Ziel der Werbesteuer ist die Forderung des Grundsatzes der offentlichen Lastenverteilung. Unter
Beriicksichtigung dieses Ziels ist die Kommission der Auffassung, dass sich alle der Werbesteuer unterliegenden
Betreiber in einer vergleichbaren tatsichlichen und rechtlichen Situation befinden. Infolgedessen sollten alle
Betreiber — aufer in hinreichend begriindeten Fillen — gleichbehandelt werden und unabhingig von der Hohe
ihres Umsatzes den gleichen Umsatzanteil zahlen. Die Kommission weist darauf hin, dass die Anwendung eines
einheitlichen Steuersatzes auf alle Betreiber bereits zur Folge hat, dass umsatzstarke Unternechmen einen groferen
Beitrag zum Staatshaushalt leisten als umsatzschwache Unternehmen. Ungarn hat kein iiberzeugendes Argument
daftir vorgebracht, das die Unterscheidung zwischen diesen Arten von Unternehmen durch eine progressiv hohere
Besteuerung von Unternehmen mit hoherem Werbeumsatz rechtfertigt. Daher hat Ungarn die Werbesteuer gezielt
darauf ausgelegt, bestimmte Unternehmen — nimlich solche mit niedrigerem Umsatz (und somit kleinere
Unternehmen) — willkiirlich zu bevorzugen und andere (d. h. grofiere) Unternehmen zu benachteiligen (*3).

(54) Das Bezugssystem ist daher auf eine Weise selektiv angelegt, die im Hinblick auf das Ziel der Werbesteuer,
nimlich die Férderung des Grundsatzes der 6ffentlichen Lastenverteilung und die Einnahme von Mitteln fiir den
Staatshaushalt, nicht gerechtfertigt ist.

(55) Ebenso kann die Abzugsfihigkeit fritherer, fir korperschafts- und einkommensteuerrechtliche Zwecke
vorgetragener Verluste von der Steuerbemessungsgrundlage fiir 2014 in diesem Fall aus mindestens zwei Griinden
nicht als Teil des Bezugssystems betrachtet werden. Zum einen erfolgt die Besteuerung auf Grundlage des
Umsatzes und nicht des Gewinns, was bedeutet, dass Kosten normalerweise nicht von der Steuerbemessungs-
grundlage einer Umsatzsteuer abzugsfihig sind. Die ungarischen Behorden konnten in diesem Fall nicht erkliren,
wie diese Moglichkeit des Abzugs von Kosten mit dem Ziel oder dem Charakter der Umsatzsteuer
zusammenhingen kénnte. Zum anderen erhalten nur Unternehmen, die 2013 keinen Gewinn erwirtschaftet
haben, die Moglichkeit, den Abzug in Anspruch zu nehmen. Hierbei handelt es sich nicht um eine allgemeine
Regel fiir Steuerabziige; diese Moglichkeit des Steuerabzugs scheint willkiirlich zu sein bzw. ist zumindest nicht
ausreichend koharent, um Bestandteil eines Bezugssystems sein zu konnen.

(56) Nach Ansicht der Kommission sollte das Bezugssystem fur die Besteuerung von Werbeumsitzen aus einer mit
dem Beihilferecht vereinbaren Steuer auf Werbeumsitze bestehen und somit folgende Voraussetzungen erfiillen:

— die Werbeumsitze unterliegen einem einzigen, einheitlichen Steuersatz;

— kein anderes Element wird beibehalten bzw. eingefiihrt, das bestimmten Unternehmen einen selektiven Vorteil
verschaffen wiirde.

(") Ebd.,Rn. 92.

(") Urteil British Aggregates/Kommission, C-487/06, ECLLEU:C:2008:757, Rn. 85 und 89 und die dort angefithrte Rechtsprechung und
Urteil Kommission/Niederlande (NOx), C-279/08 P, ECLLEU:C:2011:551, Rn. 51.

(") Urteil Kommission und Spanien/Regierung von Gibraltar und Vereinigtes Konigreich, C-106/09 P und C-107/09 P,
ECLLEU:C:2011:732.
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4.1.3.2. Abweichung vom Bezugssystem

(57) In einem zweiten Schritt muss gepriift werden, ob die Maffnahme zugunsten bestimmter Unternehmen, die sich
im Hinblick auf das dem Bezugssystem immanente Ziel in einer dhnlichen tatsichlichen und rechtlichen Situation
befinden, vom Bezugssystem abweicht.

(58) Die progressive Struktur der Werbesteuersitze fithrt dazu, dass zwischen Unternehmen, die in Ungarn Werbung
veroffentlichen, auf der Grundlage des Umfangs ihrer Werbetitigkeiten — ausgedriickt durch ihren
Werbeumsatz — differenziert wird.

(59) Aufgrund des progressiven Charakters der im Gesetz festgelegten Steuersitze werden Unternehmen, deren
Umsitze in die unteren Steuerstufen fallen, wesentlich niedriger besteuert als Unternehmen, deren Umsitze in die
hoheren Steuerstufen fallen. Als Folge daraus gelten fir umsatzschwache Unternehmen sowohl erheblich
niedrigere Grenzsteuersitze als auch erheblich niedrigere Durchschnittssteuersitze als fiir umsatzstarke
Unternechmen, mit der Konsequenz, dass umsatzschwache Unternehmen fir die gleiche Geschiftstitigkeit
wesentlich niedriger besteuert werden. Die Kommission stellt insbesondere fest, dass die Besteuerung von
Umsitzen, die in die obersten Steuerstufen fallen (30 %, 40 %, 50 %), bei Unternehmen mit hoheren
Werbeumsitzen besonders hoch ist und daher eine sehr unterschiedliche Behandlung erfolgt.

(60)  Dariiber hinaus geht aus den am 17. Februar 2015 von den ungarischen Behorden tibermittelten Informationen
tiber Steuervorauszahlungen hervor, dass die Steuersitze von 30 % und 40 %/50 %, die fiir Werbeumsitze in den
zwei hochsten Steuerstufen gelten, 2014 tatsichlich nur bei einem Unternehmen anwendbar waren und dass auf
dieses Unternehmen ca. 80 % der gesamten vom ungarischen Staat eingenommenen Steuervorauszahlungen
entfielen. Diese Zahlen veranschaulichen die konkreten Auswirkungen der nach dem Gesetz geltenden
unterschiedlichen Behandlung von Unternehmen sowie den selektiven Charakter der darin festgelegten
progressiven Steuersdtze.

(61) Daher ist die Kommission der Auffassung, dass die mit dem Gesetz eingefithrte progressive Struktur der
Steuersdtze zugunsten von Unternehmen mit niedrigerem Umsatz von dem Bezugssystem abweicht, das eine
Werbesteuer fiir alle Unternehmen vorsieht, die in Ungarn mit der Veréffentlichung von Werbung befasst sind.

(62) Die Kommission ist ferner der Auffassung, dass die Moglichkeit fir Unternechmen, die 2013 keinen Gewinn
erwirtschaftet haben, frithere fur korperschafts- und einkommensteuerrechtliche Zwecke vorgetragene Verluste
von der Steuerbemessungsgrundlage fiir 2014 abzuziehen, eine Abweichung vom Bezugssystem — d. h. von der
allgemeinen Regel, Betreiber auf der Grundlage ihres Werbeumsatzes zu besteuern — darstellt. Die Steuer basiert
auf der Besteuerung des Umsatzes und nicht des Gewinns, was bedeutet, dass Kosten normalerweise nicht von
der Steuerbemessungsgrundlage einer Umsatzsteuer abzugsfihig sind.

(63) Vor allem die Beschriankung des Abzugs von Verlusten auf Unternehmen, die 2013 keinen Gewinn erwirtschaftet
haben, fithrt zur Differenzierung zwischen Unternechmen mit Verlustvortrigen, die 2013 keinen Gewinn
erwirtschaftet haben, auf der einen Seite und Unternehmen, die 2013 Gewinne erzielten aber Verluste aus
fritheren Steuerjahren hitten vortragen konnen, auf der anderen Seite. Zudem werden in der Bestimmung die mit
der Werbesteuerschuld verrechenbaren Verluste nicht auf 2013 entstandene Verluste beschrankt; stattdessen kann
ein Unternehmen, das 2013 keine Gewinne erzielt hat, auch die aus fritheren Jahren vorgetragenen Verluste
geltend machen. Des Weiteren vertritt die Kommission die Auffassung, dass der Abzug von Verlusten, die zum
Zeitpunkt des Erlasses des Werbesteuergesetzes bereits bestanden, eine Selektivitit zur Folge hat, weil bestimmte
Unternehmen mit erheblichen Verlustvortridgen durch die Gewahrung solcher Abziige bevorzugt werden konnten.

(64) Nach Ansicht der Kommission differenzieren die Bestimmungen des Gesetzes, nach denen — unter den im
Gesetz genannten Voraussetzungen — Verlustvortrige abzugsfahig sind, zwischen Unternehmen, die sich im
Hinblick auf das Ziel der ungarischen Werbesteuer in einer vergleichbaren tatsichlichen und rechtlichen Situation
befinden.

(65) Die Kommission ist daher der Auffassung, dass die Manahmen prima facie selektiv sind.

4.1.3.3. Rechtfertigung durch die Natur und den allgemeinen Aufbau des Steuersystems

(66) Eine Maflnahme, die von dem Bezugssystem abweicht, ist nicht selektiv, wenn sie durch die Natur oder den
allgemeinen Aufbau dieses Systems gerechtfertigt ist. Dies ist der Fall, wenn die selektive Behandlung in den fiir
die Funktionsweise und Wirksamkeit des Systems notwendigen inhdrenten Mechanismen begriindet ist (*4). Es ist
Sache des Mitgliedstaats, eine entsprechende Rechtfertigung vorzulegen.

(") Vgl. zum Beispiel Urteil Paint Graphos u. a., C-78/08 bis C-80/08, ECL:EU:C:2011:550 und EU:C:2010:411, Rn. 69.
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Progression der Steuersitze

(67) Die ungarischen Behorden haben argumentiert, dass der Umsatz und die Grofle eines Unternehmens Indikatoren
fir dessen Zahlungsfahigkeit sind und dass demzufolge ein Unternehmen mit hohem Werbeumsatz iiber eine
grofere Zahlungsfihigkeit verfiigt als ein Unternehmen mit geringem Werbeumsatz. Nach Auffassung der
Kommission belegen die von den ungarischen Behorden iibermittelten Informationen weder, dass der Umsatz
einer Unternehmensgruppe ein geeigneter Anhaltspunkt fiir ihre Zahlungsfihigkeit ist, noch dass die progressive
Struktur der Steuer durch die Natur und den allgemeinen Aufbau des Steuersystems gerechtfertigt ist.

(68)  Es ist eine natiirliche Folge von Umsatzsteuern (mit einheitlichem Satz), dass Unternehmen mit hoherem Umsatz
entsprechend mehr Steuern zahlen. Anders als bei gewinnbezogenen Steuern (**) sollen bei Umsatzsteuern die
Kosten, die bei der Generierung des Umsatzes entstehen, nicht beriicksichtigt werden, und werden in der Tat
nicht beriicksichtigt. Da keine gegenteiligen Beweise vorliegen, kann nicht automatisch davon ausgegangen
werden, dass die Hohe des generierten Umsatzes ein Indikator fiir die Zahlungsfihigkeit eines Unternehmens ist.
Ungarn hat weder nachgewiesen, dass der vermeintliche Zusammenhang zwischen Umsatz und Zahlungsfahigkeit
existiert, noch dass das Muster der Progression (von 0 % bis 50 % des Umsatzes) einen solchen Zusammenhang
korrekt widerspiegelt.

(69) Die Kommission ist der Auffassung, dass progressive Steuersitze bei Umsatzsteuern nur in Ausnahmefillen
gerechtfertigt sind, d. h. wenn das spezifische Ziel einer Steuer progressive Steuersitze erforderlich macht.
Progressive Steuersitze konnten beispielsweise gerechtfertigt sein, wenn sich die externen Effekte einer Titigkeit,
denen die Steuer entgegenwirken soll, ebenfalls progressiv — also iiberproportional — mit dem durch die
Aktivitit erzielten Umsatz erhohen. Ungarn hat jedoch keine Rechtfertigung fir die progressive Struktur der
Steuer aufgrund moglicher externer Effekte von Werbeaktivititen angefiihrt.

Abzug vorgetragener Verluste

(70) Der Abzug vorgetragener Verluste fiir Unternehmen, die 2013 keinen Gewinn erwirtschaftet haben, ldsst sich
nicht als Mafnahme gegen Steuervermeidung und die Umgehung der Steuerpflicht rechtfertigen. Durch die
Mafinahme wird eine willkiirliche Unterscheidung zwischen zwei Gruppen von Unternehmen eingefiihrt, die sich
in einer vergleichbaren tatsichlichen und rechtlichen Situation befinden. Da die Unterscheidung willkiirlich ist
und nicht dem Charakter einer umsatzbezogenen Steuer im Sinne der Erwidgungsgriinde 62 und 63 entspricht,
kann sie nicht als einheitliche Regel zur Missbrauchsbekdmpfung betrachtet werden, die eine unterschiedliche
Behandlung rechtfertigen wiirde.

Schlussfolgerung zur Rechtfertigung

(71)  Aus den dargelegten Griinden gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die Zahlungsfihigkeit nicht als
Leitprinzip fur die ungarische Umsatzsteuer auf Werbung dienen kann. Die Kommission ist dementsprechend
nicht der Auffassung, dass die Mafnahme durch die Natur oder den allgemeinen Aufbau des Bezugssystems
gerechtfertigt ist. Daher verschaffen diese Mafnahmen Werbeunternehmen mit niedrigerem Umsatz (und somit
kleineren Unternehmen) und Unternehmen, die 2013 keinen Gewinn erwirtschaftet haben und Verlustvortrige
von der Steuerbemessungsgrundlage fiir 2014 abziehen konnten, einen selektiven Vorteil.

4.1.4. MOGLICHE VERFALSCHUNG DES WETTBEWERBS UND BEEINTRACHTIGUNG DES HANDELS
INNERHALB DER UNION

(72)  Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags besagt, dass eine Mafnahme dann als staatliche Beihilfe anzusehen ist, wenn
sie den Wettbewerb verfilscht oder zu verfilschen droht und den Handel innerhalb der Union beeintrachtigt.

(73) Die Mafnahmen gelten fiir alle Unternehmen, die mit der Veréffentlichung von Werbung in Ungarn Umsitze
erwirtschaften. Der ungarische Werbemarkt ist fir den Wettbewerb gedffnet und durch die Prisenz von
Marktteilnehmern aus anderen Mitgliedstaaten gekennzeichnet, sodass Beihilfen zugunsten bestimmter
Werbeunternehmen den Handel innerhalb der Union beeintrichtigen konnen. Die Mafinahmen beeinflussen die
Wettbewerbssituation der Unternehmen, die der Werbesteuer unterliegen. Umsatzschwichere Unternehmen sowie
Unternehmen, die 2013 keinen Gewinn erwirtschaftet haben, werden von einer Steuer befreit, die sie hitten
zahlen miissen, wenn sie derselben Werbesteuer unterlegen hitten wie Unternehmen mit héherem Umsatz und|
oder Unternehmen, die 2013 einen Gewinn erzielt haben. Daher stellt die im Rahmen der in Rede stehenden
Mafinahmen gewihrte Beihilfe eine Betriebsbeihilfe dar, da sie die Unternehmen von Kosten befreit, die sie

(**) Vgl. die Mitteilung der Kommission iiber die Anwendung der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen auf Manahmen im Bereich der
direkten Unternechmensbesteuerung, Rn. 24). Die Feststellung zur Umverteilungslogik, die eine progressive Besteuerung rechtfertigen
kann, wird explizit nur fiir die Besteuerung von Gewinnen oder (Netto-)Einkommen formuliert, nicht aber fiir die Besteuerung von
Umsitzen.
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normalerweise im Zusammenhang mit ihrem Tagesgeschift oder ihren wblichen Titigkeiten hitten tragen
miissen. Nach der stindigen Rechtsprechung des Gerichtshofs verfilschen Betriebsbeihilfen den Wettbewerb ('),
sodass bei jeder Beihilfe, die diesen Unternehmen gewihrt wird, davon auszugehen ist, dass sie den Wettbewerb
verfilscht oder zu verfilschen droht, da sie die finanzielle Lage der Unternehmen auf dem ungarischen
Werbemarkt stirkt. Folglich verfilschen diese Mafinahmen den Wettbewerb oder drohen ihn zu verfilschen und
beeintrichtigen den Handel innerhalb der Union.

4.1.5. SCHLUSSFOLGERUNG

(74) Da alle Voraussetzungen des Artikels 107 Absatz 1 AEUV erfiillt sind, kommt die Kommission zu dem Schluss,
dass die in der Werbesteuer vorgesehene progressive Struktur der Steuersitze sowie der Abzug vorgetragener
Verluste von der Steuerbemessungsgrundlage fiir 2014, die auf Unternehmen beschrinkt ist, die 2013 keinen
Gewinn erwirtschaftet haben, staatliche Beihilfen im Sinne dieser Bestimmung darstellen.

4.2. VEREINBARKEIT DER BEIHILFE MIT DEM BINNENMARKT

(75) Eine staatliche Beihilfe ist als mit dem Binnenmarkt vereinbar zu betrachten, wenn sie in eine der in Artikel 107
Absatz 2 AEUV (V) angefiihrten Kategorien fillt; sie kann als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden,
wenn die Kommission feststellt, dass sie in eine der in Artikel 107 Absatz 3 AEUV (') genannten Kategorien fallt.
Jedoch tragt der Mitgliedstaat, der die staatliche Beihilfe gewahrt, die Beweislast dafur, dass die von ihm gewahrte
staatliche Beihilfe nach Artikel 107 Absitze 2 oder 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar ist (*°).

(76) Die Kommission stellt fest, dass die ungarischen Behorden keine Argumente als Begriindung dafiir vorgebracht
haben, dass die Mafnahmen mit dem Binnenmarkt vereinbar wiren, und dass Ungarn zu den im Einleitungs-
beschluss dargelegten Zweifeln hinsichtlich der Vereinbarkeit der Mafinahme nicht Stellung genommen hat. Die
Kommission ist der Auffassung, dass keine der in den vorstehenden Vertragsbestimmungen enthaltenen
Ausnahmen zum Tragen kommt, da die Manahmen auf keines der in diesen Bestimmungen aufgefithrten Ziele
ausgerichtet zu sein scheinen.

(77)  Daher konnen die MalSnahmen nicht fiir mit dem Binnenmarkt vereinbar erklart werden.

4.3. AUSWIRKUNG DER 2015 ERFOLGTEN ANDERUNG DER WERBESTEUER AUF DIE BEIHILFER-
ECHTLICHE WURDIGUNG

(78) Die mit dem Gesetz XXII 2014 eingefithrte und im Einleitungsbeschluss beschriebene Werbesteuer trat ab dem
Datum des Beschlusses der Kommission zur Einleitung des formlichen Priifverfahrens und zum Erlass einer
Aussetzungsanordnung aufler Kraft. Die Werbesteuer 2014 wurde jedoch im Juni 2015 von den ungarischen
Behorden ohne vorherige Unterrichtung der und/oder Genehmigung durch die Kommission gedndert, sodass die
Steuer in der gednderten Fassung weiterhin anwendbar war. Die Kommission ist der Auffassung, dass die
gednderte Fassung der Werbesteuer auf denselben Grundsitzen beruht wie die urspriingliche Steuer und dass
sie — zumindest in gewissem Umfang — dieselben im Einleitungsbeschluss dargelegten Merkmale aufweist, die
die Kommission zur Einleitung eines formlichen Priifverfahrens veranlasst hatten. Infolgedessen fillt die gednderte
Fassung der Werbesteuer nach Auffassung der Kommission in den Anwendungsbereich des Einleitungsbeschlusses.
In diesem Abschnitt priift die Kommission, ob bzw. inwieweit die im Einleitungsbeschluss geduflerten Zweifel
beziiglich der urspriinglichen Werbesteuer durch die gednderte Fassung der Steuer ausgerdumt werden.

(79) Die 2015 eingefithrte Anderung trigt zwar einigen der Bedenken Rechnung, die die Kommission im Rahmen des
Einleitungsbeschlusses vorgebracht hatte, doch werden nicht alle in vollem Umfang beriicksichtigt.

(*) Urteil Heiser, C-172/03, ECLLEU:C:2005:130, Rn. 55. Vgl. auch Urteil Kommission/Italien und Wam, C-494/06 P, ECLLEU:
(:2009:272, Rn. 54 sowie die dort angefithrte Rechtsprechung und Urteil Rousse Industry/Kommission, C-271/13 P, ECLLEU:
(:2014:175, Rn. 44. Urteil Comitato ,Venezia vuole vivere“ u. a./Kommission, C-71/09 P, C-73/09 P und C-76/09 P, ECLLEU:
C:2011:368, Rn. 136. Vgl. auch Urteil Deutschland/Kommission, C-156/98, ECLLEU:C:2000:467, Rn. 30 sowie die dort angefithrte
Rechtsprechung.

Die in Artikel 107 Absatz 2 AEUV genannten Ausnahmen betreffen: a) Beihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher; b) Beihilfen zur
Beseitigung von Schiden, die durch Naturkatastrophen oder sonstige aufergewShnliche Ereignisse entstanden sind; ¢) Beihilfe
zugunsten bestimmter Gebiete der Bundesrepublik Deutschland.

Die in Artikel 107 Absatz 3 AEUV genannten Ausnahmen betreffen: a) Beihilfen zur Forderung der Entwicklung bestimmter Gebiete;
b) Beihilfen zur Forderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem européischem Interesse oder zur Behebung einer betrachtlichen
Storung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats; ¢) Beihilfen zur Forderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder
Wirtschaftsgebiete; d) Beihilfen zur Forderung der Kultur und der Erhaltung des kulturellen Erbes; €) durch einen Beschluss des Rates
bestimmte Beihilfen.

(*) Urteil Olympiaki Aeroporia Ypiresies/Kommission, T-68/03, ECLLEU:T:2007:253, Rn. 34.
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(80) Erstens sieht die neue Struktur der Steuersitze weiterhin eine Ausnahme fiir Unternehmen bzw. Unterneh-
mensgruppen mit einem Umsatz von weniger als 100 Mio. HUF, entsprechend ca. 325 000 EUR, vor (es gilt ein
Steuersatz von 0 %), wihrend andere Unternehmen 5,3 % auf den iiber 100 Mio. HUF liegenden Teil ihres
Umsatzes zahlen sollen. In der Praxis bedeutet dies, dass Unternehmen mit einem iiber dem Schwellenwert
liegenden Werbeumsatz weiterhin progressiv besteuert werden.

(81) Der neue Schwellenwert, unter dem ein Steuersatz von 0 % gilt (100 Mio. HUF), ist niedriger angesetzt als der,
unter dem nach den alten Rechtsvorschriften der Steuersatz von 0 % galt (500 Mio. HUF). Dennoch fihrt die
Regelung zur Nichterhebung von Steuern in Hohe von etwa 17 000 EUR pro Jahr (5,3 % x 325 000 EUR).

(82) Die Kommission gab Ungarn Gelegenheit, die Anwendung eines Steuersatzes von 0 % auf Werbeumsitze unter
100 Mio. HUF durch die Logik des Steuersystems (z. B. den Verwaltungsaufwand) zu rechtfertigen. Ungarn hat
jedoch keine Argumente dafiir vorgebracht, die zeigen, dass die Kosten der Steuererhebung (Verwaltungsaufwand)
die Hohe der Steuereinnahmen (bis zu rund 17 000 EUR pro Steuerjahr) iibersteigen wiirden.

(83)  Zweitens wird durch die Anderung eine optionale riickwirkende Anwendung zum Inkrafttreten des Gesetzes im
Jahr 2014 eingefiihrt: Fiir die Vergangenheit konnen die Steuerpflichtigen wihlen, ob sie das neue oder das alte
System anwenden mochten.

(84) Dies fithrt in der Praxis dazu, dass Unternehmen, die zuvor dem Steuersatz von 0 % bzw. 1 % unterlagen, nicht
riickwirkend mit 5,3 % besteuert werden, da es unwahrscheinlich ist, dass sie sich fur die Entrichtung hoherer
Steuern entscheiden. Die optionale Riickwirkung der gednderten Steuer ermdglicht es daher den Unternehmen,
die nach dem neuen System fillige Steuerzahlung zu umgehen, und verschafft Unternehmen, die sich gegen die
Anwendung des Steuersatzes von 5,3 % entscheiden, einen wirtschaftlichen Vorteil.

(85) Drittens bleibt der Abzug von Verlustvortrigen von der Steuerbemessungsgrundlage fiir 2014, die auf
Unternehmen beschrankt ist, die 2013 keinen Gewinn erwirtschaftet haben, unverdndert. Den im Einleitungs-
beschluss gedufSerten beihilferechtlichen Bedenken wird in der gednderten Regelung also nicht Rechnung
getragen, sie bleiben weiterhin bestehen.

(86) Demzufolge ist die Kommission der Auffassung, dass den im Einleitungsbeschluss geduflerten Bedenken zum
Werbesteuergesetz 2014 durch die 2015 eingefithrten Anderungen des Werbesteuergesetzes nur teilweise
Rechnung getragen wird. Das gednderte Gesetz weist dieselben Elemente auf, die die Kommission schon im
Zusammenhang mit der vorherigen Regelung als staatliche Beihilfe gewertet hatte. Obwohl die Zahl der
anwendbaren Steuersitze und Steuerstufen von sechs auf zwei reduziert wurde und der Hochststeuersatz von
50 % auf 5,3 % deutlich herabgesetzt wurde, ist die Steuer noch immer progressiv; die progressive Struktur ist
nach wie vor nicht gerechtfertigt und der Abzug vorgetragener Verluste gilt weiterhin. Diese Bewertung gilt
sowohl fir die Zukunft als auch fiir die Vergangenheit, d. h. ab Inkrafttreten des gednderten Gesetzes am 5. Juli
2015 und moglicherweise riickwirkend zum Inkrafttreten des Gesetzes im Jahr 2014.

(87)  Daher haben die 2015 eingefiihrten Anderungen der Werbesteuer keine Auswirkung auf die Schlussfolgerung der
Kommission, dass die Werbesteuer weiterhin eine rechtswidrige und mit dem Binnenmarkt unvereinbare
staatliche Beihilfe darstellt.

4.4, RUCKFORDERUNG VON BEIHILFEN

(88)  Wie in Erwagungsgrund 78 erklirt, ist die Kommission der Auffassung, dass der Einleitungsbeschluss auch fiir die
geinderte Regelung gilt. Daher betrifft dieser Beschluss das Werbesteuergesetz in der zum Zeitpunkt des
Einleitungsbeschlusses (d. h. am 12. Mérz 2015) geltenden Fassung sowie seine Anderungen vom 5. Juni 2015.

(89) Die Kommission wurde weder iiber die Mafnahmen in Kenntnis gesetzt, noch hat sie die Mafnahmen fiir mit
dem Binnenmarkt vereinbar erklirt. Die in Rede stehenden Maffnahmen stellen staatliche Beihilfen im Sinne des
Artikels 107 Absatz 1 AEUV und neue Beihilfen im Sinne des Artikels 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU)
2015/1589 dar. Da die in Rede stehenden Mafnahmen unter Verstoff gegen das in Artikel 108 Absatz 3 AEUV
vorgesehene Durchfithrungsverbot in Kraft getreten sind, stellen sie zudem rechtswidrige Beihilfen im Sinne des
Artikels 1 Buchstabe f der Verordnung (EU) 2015/1589 dar.

(90)  Aus der Feststellung, dass die Mafnahmen rechtswidrige und nicht mit dem Binnenmarkt vereinbare staatliche
Beihilfe darstellen, folgt, dass die Beihilfen von ihren Empfingern gemifl Artikel 16 der Verordnung (EU)
2015/1589 zuriickzufordern sind.

(91) In Bezug auf die progressive Struktur des Steuersatzes bedeutet die Riickforderung der Beihilfen, dass Ungarn alle
Unternehmen gleichbehandeln muss, als wiren sie nach einem einheitlichen festen Steuersatz besteuert worden.
Die Kommission geht standardmifSig davon aus, dass der einheitliche feste Satz bei 5,3 % liegt, d. h. bei dem
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Satz, den Ungarn in der geinderten Fassung des Steuergesetzes festgelegt hat, sofern Ungarn nicht beschliefit,
innerhalb von zwei Monaten ab dem Datum des Erlasses dieses Beschlusses einen anderen einheitlichen
Steuersatz festzulegen, der wahrend des gesamten Anwendungszeitraums der Werbesteuer riickwirkend fur alle
Unternehmen gilt, oder die Werbesteuer riickwirkend ab dem Datum ihres Inkrafttretens aufzuheben.

(92) In Bezug auf die aufgrund des Abzugs vorgetragener Verluste gewihrten Beihilfen fiir Unternehmen, die 2013
keinen Gewinn erzielt haben, muss Ungarn den Differenzbetrag zwischen der Steuerschuld, die sich aus der
Anwendung des festen Steuersatzes auf den gesamten Werbeumsatz der von der Werbesteuer betroffenen
Unternechmen ohne Abzug von Verlusten ergibt, und den tatsichlich gezahlten Steuern zuriickfordern. Dieser
Differenzbetrag entspricht der Steuer, die nach dem Abzug vermieden wurde.

(93) Wie in Erwdgungsgrund 56 dargelegt, wire das Bezugssystem fiir die Besteuerung von Werbeumsitzen
folgendermaflen aufgebaut:

— Samtliche Werbeumsitze unterliegen der Steuer (keine Wahlmdoglichkeit), ohne Abzug vorgetragener Verluste;

— die Werbeumsitze unterliegen demselben (einheitlichen) Steuersatz; dieser einheitliche Steuersatz betrigt
standardmiafig 5,3 %;

— kein anderes Element wird beibehalten bzw. eingefiihrt, das bestimmten Unternehmen einen selektiven Vorteil
verschaffen wiirde.

(94)  Hinsichtlich der Riickforderung bedeutet dies, dass fiir den Zeitraum zwischen dem Inkrafttreten der Werbesteuer
im Jahr 2014 und dem Datum ihrer Aufhebung bzw. ihrem Ersatz durch eine beihilferechtlich einwandfreie
Regelung die von Unternechmen mit Werbeumsitzen erhaltenen Beihilfebetrdge als Differenz zwischen folgenden
Betrdgen berechnet werden sollten:

— auf der einen Seite dem Steuerbetrag (1), den das Unternehmen bei Anwendung des mit dem Beihilferecht
iibereinstimmenden Bezugssystems (mit einem einheitlichen Steuersatz von standardmiflig 5,3 % auf den
gesamten Werbeumsatz ohne Abzug vorgetragener Verluste) hitte zahlen miissen;

— auf der anderen Seite dem Steuerbetrag (2), den das Unternechmen zu zahlen verpflichtet war oder bereits
gezahlt hatte.

(95) Wenn die Differenz zwischen Steuerbetrag (1) und Steuerbetrag (2) positiv ist, sollte der Beihilfebetrag
einschlieflich Zinsen ab Filligkeit der Steuer zuriickgefordert werden.

(96) Eine Riickforderung wire nicht erforderlich, wenn Ungarn das Steuersystem riickwirkend zum Datum des
Inkrafttretens der Werbesteuer im Jahr 2014 authebt. Dies wiirde Ungarn nicht daran hindern, fir die Zukunft
(z. B. ab 2017) ein Steuersystem ohne Progression, bei dem nicht zwischen den besteuerten Wirtschaftsakteuren
unterschieden wird, einzufithren.

5. SCHLUSSFOLGERUNG

(97) Die Kommission kommt zu dem Schluss, dass Ungarn die in Rede stehende Beihilfe unter Verstoff gegen
Artikel 108 Absatz 3 AEUV rechtswidrig gewihrt hat.

(98) Ungarn muss die rechtswidrige Beihilferegelung entweder abschaffen oder durch eine neue Regelung ersetzen, die
mit dem Beihilferecht tibereinstimmt.

(99) Ungarn muss die Beihilfen zuriickfordern.

(100) Die Kommission stellt jedoch fest, dass der Steuervorteil (d. h. die Steuerersparnis), der aus der Anwendung des
Schwellenwerts von 100 Mio. HUF resultiert, moglicherweise mit der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der
Kommission (*) (im Folgenden ,De-minimis-Verordnung®) tibereinstimmt. Der Hochstbetrag, den eine Unterneh-
mensgruppe in einem Zeitraum von drei Jahren erhalten darf, liegt — unter Beriicksichtigung aller De-minimis-
Beihilfen — bei 200 000 EUR. Um den De-minimis-Vorschriften zu entsprechen, sollten alle anderen in der De-
minimis-Verordnung festgelegten Bedingungen erfullt sein. Falls der mit der Befreiung verbundene Vorteil mit den
De-minimis-Vorschriften iibereinstimmt, wird er nicht als rechtswidrige und mit dem Binnenmarkt unvereinbare
staatliche Beihilfe eingestuft und nicht zuriickgefordert.

(*) Verordnung (EU) Nr. 14072013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 iiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags
tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABL. L 352 vom 24.12.2013, S. 1).
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(101) Dieser Beschluss wird unbeschadet méglicher Untersuchungen iiber die Vereinbarkeit der Mainahmen mit den im
Vertrag festgelegten Grundfreiheiten, insbesondere mit der nach Artikel 49 des Vertrags garantierten Niederlas-
sungsfreiheit, erlassen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die staatlichen Beihilfen, die Ungarn im Rahmen des ungarischen Werbesteuergesetzes, auch nach dessen Anderung vom
5. Juni 2015, durch die Anwendung einer Umsatzsteuer mit progressiven Steuersitzen sowie die Moglichkeit, dass
Unternehmen, die 2013 keinen Gewinn erzielt haben, vorgetragene Verluste von ihrer Steuerbemessungsgrundlage fiir
2014 abziehen, unter Verstofd gegen Artikel 108 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
rechtswidrig gewihrt hat, sind mit dem Binnenmarkt unvereinbar.

Artikel 2

Einzelbeihilfen, die auf der Grundlage der in Artikel 1 genannten Regelung gewidhrt werden, stellen keine Beihilfen dar,
sofern sie zum Zeitpunkt ihrer Gewidhrung die Voraussetzungen erfiillen, die in einer nach Artikel 2 der Verordnung
(EG) Nr. 994/98 des Rates (') oder Verordnung (EU) 2015/1588 des Rates (**) erlassenen und zum Zeitpunkt der
Gewihrung der Beihilfen geltenden Verordnung vorgesehen sind.

Artikel 3

Einzelbeihilfen, die auf der Grundlage der in Artikel 1 genannten Regelung gewahrt werden und zum Zeitpunkt ihrer
Gewdhrung die Voraussetzungen erfiillen, die in einer nach Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 994/98, aufgehoben und
ersetzt durch die Verordnung (EU) 2015/1588, erlassenen Verordnung oder in einer anderen genehmigten Beihilferege-
lung vorgesehen sind, sind bis zu den fiir diese Art von Beihilfen geltenden Beihilfehochstintensititen mit dem
Binnenmarkt vereinbar.

Artikel 4

(1)  Ungarn fordert die mit dem Binnenmarkt unvereinbaren Beihilfen, die auf der Grundlage der in Artikel 1
genannten Regelung gewahrt wurden, wie in den Erwagungsgriinden 88 bis 95 dargelegt, von den Empfingern zuriick.

(2)  Der Riickforderungsbetrag umfasst Zinsen, die von dem Tag, an dem die Beihilfen dem Empfinger zur Verfiigung
gestellt wurden, bis zur tatsichlichen Riickzahlung berechnet werden.

(3) Die Zinsen werden nach Kapitel V der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission () und nach der
Verordnung (EG) Nr. 271/2008 (*) zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 anhand der Zinseszinsformel
berechnet.

(4)  Ungarn stellt mit dem Tag des Erlasses dieses Beschlusses alle Zahlungen fiir die Beihilfen ein, die auf der
Grundlage der in Artikel 1 genannten Regelung gewihrt wurden.

Artikel 5

(1)  Die Beihilfen, die auf der Grundlage der in Artikel 1 genannten Regelung gewidhrt wurden, werden sofort in
wirksamer Weise zuriickgefordert.

(*') Verordnung (EG) Nr. 994/98 des Rates vom 7. Mai 1998 iiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europiischen Union auf bestimmte Gruppen horizontaler Beihilfen (ABL. L 142 vom 14.5.1998, S. 1).

(*) Verordnung (EG) 2015/1588 des Rates vom 13. Juli 2015 iiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Européischen Union auf bestimmte Gruppen horizontaler Beihilfen (ABL. L 248 vom 24.9.2015, S. 1).

(*) Verordnung (EG) Nr. 7942004 der Kommission vom 21. April 2004 zur Durchfithrung der Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates
tiber besondere Vorschriften fur die Anwendung von Artikel 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(ABL. L 140 vom 30.4.2004, S. 1). B

(**) Verordnung (EG) Nr. 271/2008 der Kommission vom 30. Januar 2008 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 zur
Durchfithrung der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates iiber besondere Vorschriften fiir die Anwendung von Artikel 93 des EG-
Vertrags (ABL. L 82 vom 25.3.2008, S. 1).
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(2)  Ungarn stellt sicher, dass dieser Beschluss innerhalb von vier Monaten nach seiner Bekanntgabe umgesetzt wird.

Artikel 6

(1)  Ungarn ubermittelt der Kommission innerhalb von zwei Monaten nach Bekanntgabe dieses Beschlusses die
folgenden Informationen:

a) Liste der Empfinger, die auf der Grundlage der in Artikel 1 genannten Regelung Beihilfen erhalten haben, sowie
Gesamtbetrag der Beihilfen, die jeder von ihnen auf der Grundlage dieser Regelung erhalten hat;

b) Gesamtbetrag (Nennbetrag und Zinsen), der von jedem Empfinger zuriickzufordern ist;

¢) ausfiihrliche Beschreibung der Mafnahmen, die getroffen wurden bzw. beabsichtigt sind, um diesem Beschluss
nachzukommen;

d) Unterlagen, die belegen, dass Riickzahlungsanordnungen an die Empfinger ergangen sind.

(2)  Ungarn unterrichtet die Kommission iiber den Fortgang seiner Maffnahmen zur Umsetzung dieses Beschlusses, bis
die Riickzahlung der Beihilfen, die auf der Grundlage der in Artikel 1 genannten Regelung gewihrt wurden,
abgeschlossen ist. Auf Anfrage der Kommission legt Ungarn unverziiglich Informationen iiber die Malnahmen vor, die

getroffen wurden bzw. beabsichtigt sind, um diesem Beschluss nachzukommen. Ferner iibermittelt Ungarn ausfiihrliche
Angaben iiber die Beihilfebetrdge und die Zinsen, die von den Empfingern bereits zuriickgezahlt wurden.

Artikel 7

Dieser Beschluss ist an Ungarn gerichtet.

Briissel, den 4. November 2016

Fiir die Kommission
Margrethe VESTAGER
Mitglied der Kommission
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom

26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der

fiir die Priifung eines von einem Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat
gestellten Antrags auf internationalen Schutz zustiindig ist

(Amtsblatt der Europdischen Union L 180 vom 29. Juni 2013)

Seite 50, Artikel 34 Absatz 5 Satz 4:

Anstatt: ,Ergibt sich aus den Nachforschungen des ersuchten Mitgliedstaats, der die Frist nicht eingehalten hat,
dass er Informationen zuriickhilt nach denen er zustindig ist, kann dieser Mitgliedstaat sich nicht auf
den Ablauf der in den Artikeln 21, 23 und 24 genannten Fristen berufen, um einem Gesuch um
Aufnahme oder Wiederaufnahme nicht nachzukommen.

muss es heiflen:  ,Ergeben sich aus den Nachforschungen des ersuchten Mitgliedstaats, der die Frist nicht eingehalten hat,
Informationen, nach denen er zustindig ist, kann dieser Mitgliedstaat sich nicht auf den Ablauf der in
den Artikeln 21, 23 und 24 genannten Fristen berufen, um einem Gesuch um Aufnahme oder
Wiederaufnahme nicht nachzukommen.”

Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 800/2013 der Kommission vom 14. August 2013 zur

Anderung der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 zur Festlegung technischer Vorschriften und von

Verwaltungsverfahren in Bezug auf den Flugbetrieb gemif§ der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des
Europdischen Parlaments und des Rates

(Amtsblatt der Europdischen Union L 227 vom 24. August 2013)
Auf Seite 62, Anhang IV zur Anderung des Anhangs VII Teilabschnitt D Abschnitt 1 der Verordnung (EU)

Nr. 965/2012, Punkt NCO.IDE.A.160 Buchstabe a:

Anstatt: ,Flugzeuge aufler Reisemotorseglern (Touring Motor Gliders, TMG) und ELA1-Flugzeuge miissen mit
mindestens einem Handfeuerloscher ausgeriistet sein:*

muss es heifen:  ,Flugzeuge, ausgenommen Reisemotorsegler (Touring Motor Gliders, TMG) und ELA1-Flugzeuge,
milssen mit mindestens einem Handfeuerloscher ausgeriistet sein:“.
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Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 der Kommission vom 3. August 2012 zur

Festlegung der Durchfithrungsbestimmungen fiir die Erteilung von Lufttiichtigkeits- und

Umweltzeugnissen fiir Luftfahrzeuge und zugehorige Produkte, Bau- und Ausriistungsteile sowie
fiir die Zulassung von Entwicklungs- und Herstellungsbetrieben

(Amtsblatt der Europdischen Union L 224 vom 21. August 2012)

Seite 20, Anhang I, Hauptabschnitt A, Abschnitt B, Nummer 21.A.51 Buchstabe a Nummer 2:

Anstatt: ,2. die Zulassung zuriickgegeben oder gemdfl den einschligigen Verwaltungsverfahren der Agentur
widerrufen wird.”

muss es heifen: 2. die Zulassung nicht zuriickgegeben oder gemifl den einschligigen Verwaltungsverfahren der
Agentur widerrufen wird.“.

Seite 34, Anhang I, Hauptabschnitt A, Abschnitt G, Nummer 21.A.159 Buchstabe a:

Anstatt: ,a) Genehmigungen als Herstellungsbetrieb werden fiir unbegrenzte Dauer ausgestellt. Sie bleiben
giiltig, solange:

1. der Herstellungsbetrieb den Nachweis iiber Einhaltung der einschligigen Anforderungen des
vorliegenden Abschnitts unterldsst oder

2. die zustiandige Behorde durch den Inhaber oder einen seiner Partner oder Unterauftragnehmer
an der Durchfithrung von Untersuchungen gemifl Nummer 21.A.157 gehindert wird oder

3. nachgewiesen werden kann, dass der Herstellungsbetrieb die Herstellung der Produkte, Bau-
oder Ausriistungsteile im Rahmen der Genehmigung nicht befriedigend kontrollieren kann oder

4. der Herstellungsbetrieb gegen die Anforderungen gemdfl Nummer 21.A.133 verstoft oder

5. die Genehmigung zuriickgegeben oder gemaff Nummer 21.B.245 widerrufen wird.

muss es heiffen:  ,a) Genehmigungen als Herstellungsbetrieb werden fiir unbegrenzte Dauer ausgestellt. Sie bleiben
giiltig, es sei denn, eine der folgenden Bedingungen trifft zu:

1. Der Herstellungsbetrieb erbringt nicht den Nachweis iiber die Einhaltung der einschligigen
Anforderungen des vorliegenden Abschnitts, oder

2. die zustindige Behorde wird durch den Inhaber oder einen seiner Partner oder Unterauftragneh-
mer an der Durchfithrung von Untersuchungen gemaff Nummer 21.A.157 gehindert, oder

3. es liegen Beweise dafiir vor, dass der Herstellungsbetrieb die Herstellung der Produkte, Bau- oder
Ausriistungsteile im Rahmen der Genehmigung nicht befriedigend kontrollieren kann, oder

4. der Herstellungsbetrieb verstoft gegen die Anforderungen gemaff Nummer 21.A.133, oder

5. die Genehmigung wurde zuriickgegeben oder gemiff Nummer 21.B.245 widerrufen.”

Seite 41, Anhang I, Hauptabschnitt A, Abschnitt J, Nummer 21.A.259 Buchstabe a:

Anstatt: ,a) Genehmigungen als Entwicklungsbetrieb werden fiir unbegrenzte Dauer ausgestellt. Sie bleiben
giiltig, solange:

1. der Entwicklungsbetrieb den Nachweis tiber Einhaltung der einschligigen Anforderungen des
vorliegenden Abschnitts unterldsst oder

2. die Agentur durch den Inhaber der Genehmigung oder einen seiner Partner oder Unterauftrag-
nehmer an der Durchfihrung von Untersuchungen gemifl Nummer 21.A.257 gehindert wird
oder

3. Anzeichen dafiir vorliegen, dass das Konstruktionssicherungssystem befriedigende Kontrollen
und die Uberwachung der Konstruktion von Produkten oder der Anderungen daran im Rahmen
der Genehmigung nicht mehr gewéhrleisten kann oder

4. die Genehmigung in Ubereinstimmung mit den anzuwendenden Verwaltungsverfahren der
Agentur zuriickgegeben oder widerrufen wurde.
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muss es heifen:  ,a) Genehmigungen als Entwicklungsbetrieb werden fiir unbegrenzte Dauer ausgestellt. Sie bleiben
giiltig, es sei denn, eine der folgenden Bedingungen trifft zu:

1. Der Entwicklungsbetrieb erbringt nicht den Nachweis iiber die Einhaltung der einschldgigen
Anforderungen des vorliegenden Abschnitts, oder

2. die Agentur wird durch den Inhaber der Genehmigung oder einen seiner Partner oder Unterauf-
tragnehmer an der Durchfithrung von Untersuchungen gemifl Nummer 21.A.257 gehindert,
oder

3. es liegen Beweise dafiir vor, dass das Konstruktionssicherungssystem befriedigende Kontrollen
und die Uberwachung der Konstruktion von Produkten oder der Anderungen daran im Rahmen
der Genehmigung nicht mehr gewihrleisten kann, oder

4. die Genehmigung wurde in Ubereinstimmung mit den anzuwendenden Verwaltungsverfahren
der Agentur zuriickgegeben oder widerrufen.

Berichtigung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2016/2107 der Kommission vom 1. Dezember

2016 zur Anderung des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 669/2009 betreffend die Liste der

Futtermittel und Lebensmittel nicht tierischen Ursprungs, die verstirkten amtlichen Kontrollen bei
der Einfuhr unterliegen

(Amtsblatt der Europdischen Union L 327 vom 2. Dezember 2016)

Auf Seite 55, Anhang zur Anderung von Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 669/2009, erste Spalte dritte Zeile:

Anstatt: ,Zitronen (Citrus limon, Citrus limonum) (Lebensmittel — frisch, gekiihlt oder gefroren)”

muss es heifen: ,Zitronen (Citrus limon, Citrus limonum) (Lebensmittel — frisch, gekiihlt oder getrocknet)“.

Berichtigung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1998 der Kommission vom 5. November
2015 zur Festlegung detaillierter Maflnahmen fiir die Durchfilhrung der gemeinsamen
Grundstandards fiir die Luftsicherheit

(Amtsblatt der Europdischen Union L 299 vom 14. November 2015)

Auf Seite 44, Anhang, Anlage 6-C Teil 3 Satz 1:

Anstatt: ,Zweck: Es soll sichergestellt werden, dass alle Mitarbeiter (unbefristet und befristet
Beschiiftigte, Leiharbeitnehmer, Fahrer) mit Zugang zu identifizierbarer Luftfracht/Luftpost
einer angemessenen beschiftigungsbezogenen Uberpriifung und/oder Zuverlissigkeitspriifung
gemidfl Nummer 11.2.7 des Anhangs der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1998
unterzogen und geschult wurden.”

muss es heifen:  ,Zweck: Es soll sichergestellt werden, dass alle Mitarbeiter (unbefristet und befristet
Beschiiftigte, Leiharbeitnehmer, Fahrer) mit Zugang zu identifizierbarer Luftfracht/Luftpost
einer angemessenen beschiftigungsbezogenen Uberpriifung und/oder Zuverlissigkeitspriifung
unterzogen und gemifl Nummer 11.2.7 des Anhangs der Durchfithrungsverordnung (EU)
2015/1998 geschult wurden.”

Auf Seite 74, Anhang, Anlage 6-C3 Teil 4 Anmerkung zweiter Gedankenstrich:

Anstatt: ,die Erfassung von Liicken bei Beschiftigungs- und Ausbildungszeiten sowie sonstigen Liicken
mindestens wihrend der letzten fiinf Jahre*

muss es heifen:  ,die Erfassung aller Beschiftigungsverhiltnisse, Aus- und Weiterbildungen und jeglicher Liicken
mindestens wahrend der letzten funf Jahre®.
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Auf Seite 119, Anhang, Nummer 11.1.4. Buchstabe b:

Anstatt: ,die Erfassung von Liicken bei Beschiftigungs- und Ausbildungszeiten sowie sonstigen Liicken
mindestens wahrend der letzten 5 Jahre und*

muss es heifen:  ,die Erfassung aller Beschiftigungsverhiltnisse, Aus- und Weiterbildungen und jeglicher Liicken
mindestens wahrend der letzten funf Jahre und®.
















ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

Amt fiir Veréffentlichungen der Européischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2017/323 DER KOMMISSION vom 20. Januar 2017 zur Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2016/2251 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister durch technische Regulierungsstandards zu Risikominderungstechniken für nicht durch eine zentrale Gegenpartei geclearte OTC-Derivatekontrakte (Text von Bedeutung für den EWR) 
	VERORDNUNG (EU) 2017/324 DER KOMMISSION vom 24. Februar 2017 zur Änderung des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 231/2012 mit Spezifikationen für die in den Anhängen II und III der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates aufgeführten Lebensmittelzusatzstoffe in Bezug auf die Spezifikationen für basisches Methacrylat-Copolymer (E 1205) (Text von Bedeutung für den EWR) 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/325 DER KOMMISSION vom 24. Februar 2017 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren hochfester Garne aus Polyestern mit Ursprung in der Volksrepublik China im Anschluss an eine Auslaufüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/326 DER KOMMISSION vom 24. Februar 2017 zur 261. Änderung der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit den ISIL- (Da'esh-) und Al-Qaida-Organisationen in Verbindung stehen 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/327 DER KOMMISSION vom 24. Februar 2017 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 
	BESCHLUSS (EU) 2017/328 DES RATES vom 21. Februar 2017 zur Änderung des Beschlusses 1999/70/EG über die externen Rechnungsprüfer der nationalen Zentralbanken hinsichtlich der externen Rechnungsprüfer der Bank of Greece 
	BESCHLUSS (EU) 2017/329 DER KOMMISSION vom 4. November 2016 über die Maßnahme SA.39235 (2015/C) (ex 2015/NN) Ungarns bezüglich der Besteuerung von Werbeumsätzen (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2016) 6929) (Nur der ungarische Text ist verbindlich) (Text von Bedeutung für den EWR) 
	Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (Amtsblatt der Europäischen Union L 180 vom 29. Juni 2013) 
	Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 800/2013 der Kommission vom 14. August 2013 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 zur Festlegung technischer Vorschriften und von Verwaltungsverfahren in Bezug auf den Flugbetrieb gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (Amtsblatt der Europäischen Union L 227 vom 24. August 2013) 
	Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 der Kommission vom 3. August 2012 zur Festlegung der Durchführungsbestimmungen für die Erteilung von Lufttüchtigkeits- und Umweltzeugnissen für Luftfahrzeuge und zugehörige Produkte, Bau- und Ausrüstungsteile sowie für die Zulassung von Entwicklungs- und Herstellungsbetrieben (Amtsblatt der Europäischen Union L 224 vom 21. August 2012) 
	Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2016/2107 der Kommission vom 1. Dezember 2016 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 669/2009 betreffend die Liste der Futtermittel und Lebensmittel nicht tierischen Ursprungs, die verstärkten amtlichen Kontrollen bei der Einfuhr unterliegen (Amtsblatt der Europäischen Union L 327 vom 2. Dezember 2016) 
	Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1998 der Kommission vom 5. November 2015 zur Festlegung detaillierter Maßnahmen für die Durchführung der gemeinsamen Grundstandards für die Luftsicherheit (Amtsblatt der Europäischen Union L 299 vom 14. November 2015) 

